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Abstract 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Frage nach der Existenz beziehungsweise Ausprägung 

eines Zusammenhangs zwischen Sozialer Ungleichheiten und Kriminalitätsbelastungen eines 

Landes. Die Begriffe ‚Soziale Ungleichheit‘, ‚Soziale Benachteiligung‘ und ‚Kriminalität‘ bezie-

hungsweise ‚Delinquenz‘ werden dabei theoretisch beschrieben und vor dem Hintergrund 

eines eventuellen Zusammenhangs aufgearbeitet. Dabei liefert diese Arbeit einen Überblick 

über derzeitige sozialstrukturelle Daten, insbesondere bezüglich der Bereiche Einkommen 

und Bildung, sowie über kriminologisch-statistische Werte hinsichtlich der Kriminalitätssitua-

tion und –Verteilung innerhalb Deutschlands. Im Rahmen eines empirischen Forschungsteils 

werden die theoretisch herausgearbeiteten Inhalte – in Relation zur Fragestellung – mittels 

qualitativer Expert_inneninterviews überprüft und erweitert, um die Thematik mit Hilfe 

fachlicher und beruflicher Beurteilung beziehungsweise persönlicher Erfahrungsberichte zu  

analysieren. In diesem Kontext wird überdies nach Möglichkeiten und Grenzen der Präventi-

on und Intervention gefragt und dabei ein Bezug zum Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit mit 

Straffälligen hergestellt. Um die Thematik noch weiter aufzubrechen und ein tiefergehendes 

Verständnis der Materie zu erlangen, wird zuletzt der Bereich der Kriminalprävention in 

staatlicher sowie (sozial-)politischer Hinsicht beleuchtet, um die zu untersuchende Proble-

matik durch die Frage nach der Verantwortlichkeit von Staat und Politik, in Hinblick auf even-

tuell existierende Mängel und Veränderungsbedarfe, zu ergänzen. 
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1. Einleitung 

Der Begriff ‚Soziale Ungleichheit‘, welcher im öffentlichen Diskurs vielfach in Erscheinung 

tritt und dabei kontrovers diskutiert wird, scheint in modernen Gesellschaften ein Thema 

von beträchtlicher Relevanz zu sein. Dabei ist das Phänomen der sozialen Ungleichheit kei-

neswegs eine neuartige Erscheinung, vielmehr ist das gesellschaftliche Zusammenleben seit 

jeher geprägt durch soziale Ungleichheiten. Die Bedeutung und Ausprägung sowie die Ursa-

chen und Folgen sozialer Ungleichheit haben sich hingegen im historischen Rückblick vor 

dem Hintergrund sich stets wandelnder gesellschaftlicher, politischer, wirtschaftlicher 

und/oder struktureller Bedingungen kontinuierlich verändert. Nicht nur im zeitlichen, son-

dern auch im internationalen Vergleich variieren jene Kriterien teils erheblich. Soziale Un-

gleichheit kann nicht als universeller und konstanter Gegenstand betrachtet werden, diese 

kommt in verschiedenen Gesellschaften und unter differierenden Bedingungen auf unter-

schiedliche Art und Weise zum Ausdruck, wie die thematische Aufarbeitung im Rahmen die-

ser Arbeit auch zeigen. 

Es zeigt sich, dass in der wissenschaftlichen Literatur relative Einigkeit darüber herrscht, was 

unter sozialer Ungleichheit verstanden wird, wobei die einzelnen Teilaspekte – betrachte 

man die Begriffe ‚sozial‘ und ‚Ungleichheit‘ einmal abgekoppelt voneinander – bereits eine 

gewisse Grunderwartung mit sich bringen. Es scheint um Verschiedenartigkeiten zu gehen, 

welche in Relation zu sozialen Thematiken stehen, wobei das Begriffsverständnis dabei in 

der Regel unmittelbar eine Ungerechtigkeitserwartung in der Bevölkerung nach sich zieht. 

Die soziale Komponente bezieht sich auf unterschiedliche Bereiche des gesellschaftlichen 

(Zusammen-)Lebens und die Auswirkungen, die soziale Ungleichheit nach sich zieht, umfas-

sen zahlreiche Lebensbereiche wie die Alltags- und Lebensgestaltung, das psychische 

und/oder physische Wohlbefinden, die Lebenszufriedenheit, den Zugang zu verschiedenen 

Sektoren wie dem Gesundheitswesen und anderes. Was im Detail unter dem Begriff ‚Soziale 

Ungleichheit‘ verstanden wird und welche Kriterien damit in Zusammenhang stehen, wird im 

ersten Kapitel dieser Arbeit erläutert.  

Soziale Ungleichheit kann sich in vielfältiger Weise äußern. Ein Beispiel hierfür, welches sich 

als zentral herausgestellt hat, ist die Einkommens- und Vermögensungleichverteilung. Die 

Kluft zwischen der ärmeren und reicheren Bevölkerung, sowohl innerhalb Deutschlands als 

auch auf globaler Ebene, hat sich in den letzten Jahrzehnten zunehmend geweitet und es ist 
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davon auszugehen, dass diese auch weiterhin anwachsen wird. Eine Umfrage des Instituts 

für Demoskopie Allensbach aus dem Jahr 2016 hat ergeben, dass 68% der Befragten als 

größtes Risiko für die Entwicklung in Deutschland in den nächsten 10 Jahren eine weitere 

Zunahme der Diskrepanz zwischen Arm und Reich sahen (Siehe Kapitel 4, Abbildung 1). Be-

trachtet man beispielsweise die Zahlen der Menschen, die von Armut betroffen oder be-

droht sind oder derer, die von Mindestsicherung leben (siehe Kapitel 2.1.6), wird deutlich, 

dass keineswegs alle Einwohner_innen Deutschlands am Wohlstand des Landes teilhaben 

können und Themen wie Armut, soziale Ausgrenzung oder soziale Benachteiligung auch in 

‚reichen westlichen Staaten‘ wie Deutschland von beträchtlicher Relevanz sind. Die Folgen, 

die sich aus dieser Ungleichverteilung ergeben, sind zahlreich und einschneidend für das 

Leben der Betroffenen, wie unter 2.1.7 dargelegt wird. 

Im wissenschaftlichen und öffentlichen Diskurs hat sich in Bezug auf die Auswirkungen sozia-

ler Ungleichheit der Standpunkt durchgesetzt, dass hierbei ein unmittelbarer Zusammen-

hang zu der Kriminalitätsbelastung innerhalb einer Gesellschaft besteht. Es wird davon aus-

gegangen, dass soziale Ungleichheit beziehungsweise soziale Benachteiligungen in ihren Be-

gleiterscheinungen das Kriminalitätsrisiko von Menschen maßgeblich beeinflussen, sodass 

sozial benachteiligte Menschen mit größerer Wahrscheinlichkeit zu kriminellen Handlungs-

weisen neigen als diejenigen, welche sozial besser gestellt sind. Außerdem besteht die An-

nahme, dass Kriminalität im Rückschluss gleichsam auf die soziale Lage von Menschen Ein-

fluss nimmt. Das heißt, straffällige Menschen sind, selbst wenn diese vor der Verübung ihrer 

Straftat(en) sozial integriert waren und ein ‚wohlbehütetes‘ Leben geführt haben, aufgrund 

zahlreicher Aspekte, welche mit ihrem delinquenten Verhalten einhergehen, zum Beispiel 

Stigmatisierungsprozesse innerhalb der Gesellschaft, in vielen Lebensbereichen benachtei-

ligt. Ein erster Blick auf Einrichtungen der Strafverfolgung, der Straffälligen-Arbeit, der Reso-

zialisierung oder anderen scheint die Annahme zu unterzeichnen, dass ein Großteil der bun-

desweit als straffällig registrierten Menschen in mindestens einer Dimension sozial benach-

teiligt beziehungsweise der ‚Unterschicht‘ zugehörig ist. 

Inwieweit die Erwartung eines Zusammenhangs zwischen der Kriminalitätsrate eines Landes 

und der im Land vorherrschenden sozialen Ungleichheiten tatsächlich der Realität ent-

spricht, soll im Rahmen dieser Arbeit untersucht werden. Dabei werden vorerst theoretische 

Zugänge zu den einzelnen Begrifflichkeiten eröffnet um im Folgenden auf den aktuellen For-
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schungsstand einzugehen. Auf Grundlage dreier leitfadenstrukturierter Interviews sollen die 

herausgearbeiteten theoretischen Ansätze genauer ins Visier genommen und überprüft 

werden. Interviewt wurden dabei eine unter Bewährung stehende Person als Probandin der 

Bewährungshilfe sowie ein Bewährungshelfer und eine Bewährungshelferin. 

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend, wird die Thematik in Relation zum Arbeitsfeld der So-

zialen Arbeit mit Straffälligen gesetzt, unter Beleuchtung von Präventions- und Interventi-

onsmaßnahmen beziehungsweise –Chancen. In diesem Kontext wird darüber hinaus, vor 

dem Hintergrund einer staatlichen, politischen sowie gesellschaftlichen Verantwortung im 

Sinne der Sozialstaatlichkeit, nach dem aktuellen Stand kriminalpräventiver und/oder (sozial-

)politischer Ansätze und Vorgehensweisen und damit zusammenhängender Defizite und 

Problematiken gefragt. Darauf beruhend soll der Versuch unternommen werden, die grund-

legende Frage, wie einer stetig wachsenden sozialen Ungleichheit entgegengewirkt und sozi-

ale Gerechtigkeit gefördert werden kann, unter Bezugnahme zu Kriminalitätsrisiken und ei-

ner Vorbeugung und Bekämpfung dieser, anzuschneiden und Angebote an – in annähernder 

Weise – konkrete Handlungsempfehlungen beziehungsweise methodische Ansätze gemacht 

werden, welche auch nur als solche zu verstehen sind und keine Ideallösung bereitstellen 

sollen.  
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2. Theoretische Hinführung zu themenrelevanten Begrifflichkeiten 

Um die Frage nach dem Bestehen eines Zusammenhangs zwischen sozialer Ungleichheit und 

der Kriminalitätsbelastung von Menschen zu klären, muss zunächst eine Auseinandersetzung 

mit den relevanten Begrifflichkeiten erfolgen. Hierbei wird sich der Materie der ‚sozialen 

Ungleichheit‘ angenommen und im Anschluss auf den Ausdruck der ‚Kriminalität‘ und aller 

damit verbundenen thematischen Aspekte eingegangen. 

2.1 Soziale Ungleichheit 

2.1.1 Thematische Vorüberlegungen und begriffliche Auseinandersetzung 

Dieser Abschnitts soll ein Verständnis dafür ermöglichen, was im Rahmen dieser Arbeit im 

Detail unter ‚sozialer Ungleichheit‘ sowie damit zusammenhängender Bezeichnungen ver-

standen wird. 

 2.1.1a Einführende Überlegungen zum gesellschaftlichen Zusammenleben 

Eine gründliche Begriffsklärung erfordert eine tiefergehende Befassung mit allen der sozialen 

Ungleichheit zugrunde liegenden und mit ihr in Zusammenhang stehenden Kriterien und 

Rahmenbedingungen, daher zu Beginn einige einführende Überlegungen:  

Die Soziologie geht davon aus, dass Menschen üblicherweise in sozialen Gebilden zusam-

menleben. ‚Soziales Gebilde‘ meint zum Beispiel die ‚Gesamtgesellschaft‘ des deutschen 

Staates, aber auch kleinere ‚Zusammenkünfte‘ wie Familien, Betriebe und andere. 

Die Mitglieder dieser Gebilde besitzen Merkmale, welche sie mit anderen Mitgliedern teilen 

und die sie gleichzeitig von wiederrum anderen Mitgliedern unterscheiden. Beispiele hierfür 

wären Kriterien wie Alter oder Beruf. Entsprechend dieser Eigenschaften sind alle Menschen 

einer bestimmten Sozialkategorie zugehörig (Hradil 2005: 27). Ein/e Werkarbeiter_in der 

BMW München AG ist wie alle ‚Betriebsangehörigen‘ dem sozialen Gebilde des Unterneh-

mens angehörig. Dennoch unterscheidet sie/er sich in Kriterien wie der hierarchischen Posi-

tion von anderen dem Betrieb zugehörigen Personen. Sie ist damit der Sozialkategorie der 

Werkarbeiter_innen zuzuordnen in Abweichung zur Sozialkategorie einer ihr/ihm beispiels-

weise vorgesetzten Person. Die Zugehörigkeit zu diesen Kategorien impliziert gewisse Le-

bens- und Arbeitsbedingungen, welche von den Lebensumständen der Menschen in anderen 

Kategorien abweichen (ebd.). So haben beispielsweise Führungskräfte ein höheres Arbeits-
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einkommen, mehr berufliche und betriebliche Verantwortung oder andere Arbeitsbereiche 

als ‚gewöhnliche‘ Arbeitskräfte. 

 2.1.1b Soziale Ungleichheit als Besser-/Schlechterstellung auf Basis ‚wertvoller Güter‘ 

An diesem Punkt setzt der Begriff ‚soziale Ungleichheit‘ an. Vor dem Hintergrund eben ge-

schilderter Überlegungen legt die soziale Ungleichheit ihr Augenmerk auf solche Abweichun-

gen, welche die Menschen schlechter beziehungsweise besser stellen (ebd.).  

Laut Hradil (2005) geht es dabei um die ungleiche Verteilung von in einer Gesellschaft als 

‚wertvoll‘ erachteten Gütern. Deren Besitz oder Mangel beeinflussen die Lebensumstände 

der Menschen maßgeblich; Personen, die mehr ‚wertvolle Güter‘ besitzen, sind besser ge-

stellt als solche, die weniger davon aufzuweisen haben. Dabei ist anzumerken, dass der Wert 

eines Gutes keine Allgemeingültigkeit besitzt und flexibel ist. Abhängig von historischen 

Entwicklungen oder dem räumlichen Kontext variieren Güter in ihrer Wertigkeit. Ob und 

inwieweit ein Gut als ‚wertvoll‘ betrachtet wird, hängt von den Wertvorstellungen ab, die in 

einer Gesellschaft vorherrschen. Durch den Besitz der Güter können jene Werte realisiert 

werden (ebd.: 28). Ein Beispiel für ein wertvolles Gut ist Arbeit. Diese erfüllt die gesellschaft-

liche Vorstellung von finanzieller Sicherheit. Arbeitslose Menschen sind in vielen Lebensbe-

reichen benachteiligt gegenüber denjenigen, die Arbeit besitzen; Zudem lässt sich Arbeit 

differenzieren in besser und schlechter vergütete Arbeit. 

Hradil führt weiter an, dass ‚Soziale Ungleichheit‘ danach fragt, wie die Verteilung oben ge-

nannter Güter beschaffen sein muss um von einer ‚Ungleichheit‘ zu sprechen und erläutert 

hierbei die Unterscheidung zwischen ‚absoluter‘ und ‚relativer‘ Ungleichheit. Absolute Un-

gleichheit besteht demnach dann, wenn die wertvollen Güter unter den Gesellschaftsmit-

gliedern im Allgemeinen ungleich verteilt sind, zum Beispiel die ungleichen Einkommensver-

hältnisse zwischen verschiedenen Berufsgruppen. Relative Ungleichheit hingegen liegt zum 

Beispiel bezüglich bestimmter Verteilungskriterien, wie Leistung vor. Sie zeigt sich, wenn 

etwa das Arbeitsentgelt zweier Mitarbeiter_innen, trotz vergleichbarem oder identischem 

Leistungsumfang differiert. Soziale Ungleichheit im soziologischen Sinne bezieht sich in ers-

ter Linie auf den Aspekt der absoluten Ungleichheit. Darüber hinaus lässt diese Begriffsver-

wendung die Frage ungeklärt, inwieweit die Ungleichverteilung problematisch ist oder derart 

gesehen wird. Soziale Ungleichheiten müssen demzufolge nicht automatisch als ‚ungerecht‘ 

wahrgenommen werden, so können etwa die ungleichen Arbeitsentgelte aufgrund unter-



 
6 
 

schiedlich hoher Bildungsqualifikationen durchaus als legitim angesehen werden. Der ge-

bräuchlichere Begriff von sozialer Ungleichheit zielt dagegen zumeist auf eine Ungerechtig-

keit ab (ebd.: 28f.).  

Der soziologische Ungleichheitsbegriff bezieht lediglich solche Güter mit ein, deren Vertei-

lung gesellschaftlich strukturiert ist und regelmäßig beziehungsweise beständig erfolgt, wie 

die häufig angeprangerten ungleichen Berufsperspektiven von Männern und Frauen. Sie 

schließt dabei Ungleichheiten aus, die zufällig zustande kommen, zeitlich begrenzt sind oder 

auf individuelle Faktoren, zum Beispiel einer angeborenen Erkrankung, zurückzuführen sind 

(ebd.: 29). Solche Ungleichheiten stehen jedoch meist in engem Zusammenhang mit einer 

gesellschaftlichen und strukturellen Ungleichheit, da beispielsweise eine chronische Erkran-

kung den Zugang zu wertvollen Gütern verwehren kann. Soziale Ungleichheit meint zum ei-

nen die Ungleichverteilung von Gütern unter allen relevanten Personen – zum Beispiel die 

ungleiche Verteilung von Wohlstand in der Gesamtbevölkerung – zum anderen die Ungleich-

verteilung zwischen verschiedenen Gruppierungen – etwa die divergierenden Berufsper-

spektiven im Osten und Westen Deutschlands (ebd.: 30). 

Kurz gefasst >>[ ] liegt [soziale Ungleichheit] dann vor, wenn Menschen aufgrund ihrer Stel-

lung in sozialen Beziehungsgefügen von den „wertvollen Gütern“ einer Gesellschaft regel-

mäßig mehr als andere erhalten<< (ebd.). 

2.1.1c Allgemeine Lebensziele und natürliche Grundbedürfnisse als Grundlage sozialer 

Ungleichheit 

Huinik und Schröder (2014: 97 ff.) haben den Begriff der sozialen Ungleichheit noch etwas 

genauer aufgearbeitet. Deren Definition bezeichnet soziale Ungleichheit als 

>>[g]esellschaftlich bedingte, strukturell verankerte Ungleichheit der Lebens- und Hand-

lungsbedingungen von Menschen, die ihnen in unterschiedlichem Ausmaß erlauben, in der 

Gesellschaft allgemein anerkannte Lebensziele zu verwirklichen<<. Unter Bezugnahme auf 

Merton (1995) wird hier auf gewisse Grundbedürfnisse oder biologische Triebe verwiesen, 

welche diesen Lebenszielen teilweise Zugrunde liegen und auf deren Erfüllung jedes mensch-

liche Handeln ausgerichtet ist. Es müssen Lebensumstände geschaffen werden, die der Erfül-

lung dieser Bedürfnisse beziehungsweise der ‚erstrebenswerten‘ Ziele, dienlich sind, was 

erfordert, über Ressourcen und Mittel zu verfügen, die solche Lebensbedingungen ermögli-
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chen. Die Erlangung derartiger Ressourcen und damit die Schaffung von zielführenden Um-

ständen können demnach ihrerseits als Ziele menschlicher Bestrebungen definiert werden. 

In diesem Zusammenhang werden diese auch als (Zwischen-)Ziele erster und zweiter Ord-

nung betitelt, welchen wiederrum weitere (Zwischen-)Ziele folgen können. Erläutern lässt 

sich dieser Aspekt am Beispiel der Bildungschancen: Um das Grundbedürfnis nach physi-

schem Wohlbefinden zu erfüllen, ist es hilfreich, materiellen Wohlstand zu erzeugen (erstes 

Zwischenziel), welcher wiederrum durch eine gut-bezahlte Arbeitsstelle gewährleistet wird 

(zweites Zwischenziel). Für das Erreichen einer solchen Arbeitsstelle ist oftmals ein hoher 

Bildungsabschluss erforderlich beziehungsweise förderlich (drittes Zwischenziel) (Huinik; 

Schröder 2014: 98ff, vgl. Merton 1995: 127f.). Der weltweit anerkannte Soziologe R. K. Mer-

ton greift in diesem Kontext auf, dass die, als legitim oder erstrebenswert erachteten, Ziele, 

Interessen und Zwecke, sowie deren Erfüllung, kulturell beziehungsweise gesellschaftlich 

bedingt sind. So legt jede gesellschaftliche Gruppierung, etwa durch Gesetze und Vorgaben, 

fest, welche Formen der Zielverwirklichung hilfreich beziehungsweise zulässig und anerkannt 

sind. So ist in einer sehr korrupten Gesellschaft ein hoher Bildungsabschluss vermutlich von 

geringerer Bedeutung für eine gute berufliche Position als Kriterien wie Parteizugehörigkeit 

oder persönliche Beziehungen zu einflussreichen Persönlichkeiten (Merton 1995: 128, vgl. 

Huinik; Schröder 2014: 99f.). 

Zusammenfassend lässt sich zu ‚Sozialer Ungleichheit‘ folgendes sagen:  

Was bei Huinik und Schröder als ‚Ressourcen und Mittel‘ bezeichnet wird, steht in engem 

Zusammenhang zu Hradils Begriff der ‚wertvollen Güter‘. Die Erschließung solcher Güter 

beziehungsweise Ressourcen und Mittel schafft ‚geeignete Lebensbedingungen‘ um allge-

mein anerkannte Ziele zu verwirklichen. Huinik und Schröder umfassen dies in ihrer Definiti-

on als ‚Lebens- und Handlungsbedingungen, von welchen eine Person mehr oder weniger 

besitzen kann. Für die erstrebenswerten Ziele liefern gewisse in einer Gesellschaft vorherr-

schende Werte den Grundstock, während grundlegende menschliche Bedürfnisse all dem 

Zugrunde liegen und damit das Streben nach eben diesen Zielen begründen. Jene Ziele sind 

dabei gesellschaftlich beziehungsweise kulturell bedingt sowie wandelbar und variabel. 

Soziale Ungleichheit liegt demnach vor, weil Menschen aufgrund divergierend verteilter Gü-

ter beziehungsweise Mittel und Ressourcen ungleiche Leben-, Handlungs- und Entwicklungs-
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chancen haben, wodurch ihnen die Erreichung gesellschaftlich anerkannter Ziele ermöglicht 

beziehungsweise verwehrt wird. 

 2.1.1d Soziale Ungleichheit und soziale Lage/Lebenslage 

Aspekte wie soziale Sicherung und Wohlstand sind in nahezu allen Gesellschaftsformen der 

heutigen und vergangenen Zeit Ziele und Werte von großer Bedeutung, da sie grundlegende 

Bedürfnisse, wie das Bedürfnis nach physischem Wohlbefinden, erfüllen. Eine schulische 

und/oder berufliche Qualifikation sowie ein hohes Einkommen als geeignete Mittel zur Er-

reichung jenes Ziels schließen sich hier an (Huinik; Schröder 2014: 102). In modernen Gesell-

schaftsformen, insbesondere Dienstleistungsgesellschaften, in denen das Wohlstands-

Niveau im Allgemeinen sehr hoch ist, haben sich diese Werte und Zielerwartungen enorm 

vervielfältigt und ausgeweitet. Dabei gewinnen weitere Kriterien wie die Freizeit-

beschäftigung, die Integration beziehungsweise Exklusion und andere zunehmend an Bedeu-

tung. Neben ökonomisch beziehungsweise beruflich bedingten Ungleichheiten spielen hier-

bei auch Ungleichheiten eine Rolle, welche den Menschen aufgrund von persönlichen Gege-

benheiten wie dem Alter oder Geschlecht sowie weiteren Voraussetzungen wie dem Woh-

nort oder Familienstand, wiederfahren (Hradil 2005: 43) (siehe hierzu auch 2.1.2 Dimensio-

nen sozialer Ungleichheit). Hier findet der Begriff der ‚sozialen Lage‘ Anwendung. Er be-

schreibt die soziale Position, die Personen(-gruppen) innerhalb einer Gesellschaft einneh-

men, indem er vielfältige Dimensionen sozialer Ungleichheit einbezieht und Menschen dem-

entsprechend positioniert (Bundeszentrale für politische Bildung 2012). Einer bestimmten 

sozialen Lage mit ähnlichen Lebensbedingungen angehörig sind zum Beispiel Arbeitslose, 

Hausfrauen oder Beamte (Hradil 2005: 43). In diesem Zusammenhang spielt auch der Begriff 

der ‚Lebenslage‘ eine Rolle. Dieser stellt nach Huinik und Schröder (2014: 102) die >>Ge-

samtheit der Handlungs- und Lebensbedingungen [dar], die es den Menschen mehr oder 

weniger erlauben, allgemein anerkannte Lebensziele zu verwirklichen (sozialstrukturelles 

Profil bezogen auf Dimensionen sozialer Ungleichheit) […]<<. Lebenslagen sind zumeist ge-

kennzeichnet durch nachteilhafte und vorteilhafte Lebensbedingungen. Studierende weisen 

zum Beispiel einen hohen Schulabschluss auf, haben häufig viel Freizeit, aber ein niedriges 

beziehungsweise kein Arbeitseinkommen (Hradil 2005: 44).  
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2.1.2 Dimensionen sozialer Ungleichheit  

Der folgende Abschnitt beschäftigt sich mit den Erscheinungsformen sozialer Ungleichheit, 

welche enorm vielfältig sind und entsprechend der wertvollen Güter keine räumliche 

und/oder zeitliche Allgemeingültigkeit besitzen; Was vor beispielsweise hundert Jahren als 

Kennzeichen für eine ‚soziale Minderstellung‘ galt, kann sich im Laufe der Zeit, kongruent zu 

den sich veränderten gesellschaftlichen Ziel- und Wertvorstellungen gewandelt haben. Um 

die Vielgestaltigkeit sozialer Ungleichheit greifbar zu machen, wurde der Versuch unter-

nommen, die unterschiedlichen Erscheinungsformen bestimmten Kategorien zuzuordnen, 

ihren sogenannten ‚Dimensionen‘ (Hradil 2005: 31). Laut Huinik und Schröder (2014: 106) 

meint der Begriff ‚Dimensionen sozialer Ungleichheit‘ >>[p]ersönliche oder strukturbedingte 

Merkmale, welche die Erscheinungsformen ungleicher Lebens- und Handlungsbedingungen 

(Lebenslage) der Menschen charakterisieren […]<<.  

 2.1.2a Dimensionsformen/-arten 

Hradil (2005: 31ff.) nennt drei Dimensionen, die in allen Gesellschaften in Erscheinung treten  

und in nicht zu unterschätzender Weise zur Erfüllung des allgemein anerkannten Ziels, ein 

erfülltes Leben zu führen, beitragen: Macht, Prestige und materieller Wohlstand. Er bezeich-

net diese als >>Basisdimensionen<< (ebd.: 31). In den meisten der ‚heutigen‘ auf Forschung 

und Wissen ausgerichteten Gesellschaftsformen kommt der Aspekt Bildung hinzu. Hradil 

stellt hierbei klar, dass diese vier Dimensionen in modernen Gesellschaften aufgrund sich 

verändernder Zielvorstellungen und erweiterter Handlungsmöglichkeiten beziehungsweise 

Ressourcen einer Ergänzung bedürfen. Formen sozialer Ungleichheit müssen zunehmend 

auch >>Arbeits-, Wohn-, Umwelt-, und Freizeitbedingungen<< (ebd.) zugeordnet werden 

(siehe auch 2.1.1d Soziale Ungleichheit und soziale Lage/Lebenslage).  

Bezüglich aller Dimensionen gibt es ‚subjektive‘ und ‚objektive‘. ‚Objektive‘ Formen sozialer 

Ungleichheit sind als Faktum gegeben und bedeuten einen Vor- oder Nachteil für die Be-

troffenen unabhängig von deren persönlicher Einschätzung. Ein Beispiel ist materieller 

Wohlstand im Gegensatz zur Armut. ‚Subjektive‘ Ausprägungen hingegen ergeben sich erst 

aus dem Denken und Handeln der Menschen. So stellt zum Beispiel Prestige keine Gegeben-

heit dar, es wird den Menschen innerhalb einer Gesellschaft beigemessen (ebd.: 31f.). 
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 2.1.2b Zusammenhänge und Zusammenwirken der Dimensionen 

Aufgrund zahlreicher Verflechtungen und Abhängigkeitsstrukturen können diese Dimensio-

nen nicht getrennt voneinander betrachtet werden, sie beeinflussen sich in vielerlei Hinsicht 

gegenseitig. So kann Bildung der Erreichung von materiellem Wohlstand, Macht oder Anse-

hen dienen, während diese im Gegenzug Zugänge zu bildungsrelevanten Ressourcen schaf-

fen und damit die Bildungschancen erhöhen können. Welche Bedeutung soziale Benachteili-

gung in den verschiedenen Dimensionen hat, zeigt sich erst dann in vollem Umfang, wenn 

alle damit verbundenen Auswirkungen auf das Leben der Menschen herangezogen werden. 

Hier ergeben sich beispielsweise massive Einschnitte in Bereiche wie der Gesundheitsversor-

gung, der Mobilität, der Teilhabe am kulturellen Leben und anderem. Darüber hinaus ist zu 

sagen, dass die Chancen, die sich aus den jeweiligen sozialen sowie sozioökonomischen Ge-

gebenheiten ergeben, in unterschiedlicher Weise als anerkannt oder ‚legitim‘ gelten. So ern-

ten, durch hohe bildungsspezifische Qualifikation erzielte, berufliche Vorteile oftmals durch-

aus gesellschaftlichen Zuspruch (ebd.: 32f.). 

 2.1.2c Empirische Erfassung sozialer Ungleichheit 

Die empirische Erfassung sozialer Ungleichheit in ihren unterschiedlichen Ausprägungen 

stellt Forscher vor eine große Herausforderung, denn oftmals existieren keine geeigneten 

Indikatoren, anhand derer sich Ungleichverteilungen messen lassen. Folglich bilden Schluss-

folgerungen häufig das Fundament für statistische Daten über soziale Ungleichheit (ebd.: 

31f.). Hierbei können sich Fehler einschleichen, welche das Gesamtbild verfälschen, was bei 

der Aus- und Verwertung solcher Zahlen berücksichtigt werden muss. Für die Bereiche ‚ma-

terieller Wohlstand‘ und ‚Bildung‘ existieren eindeutige statistisch erfassbare Indikatoren, 

hier Vermögens-/Einkommenswerte und Bildungsabschlüsse. Aus diesem Grund werden 

soziale Ungleichheiten im Rahmen dieser Arbeit insbesondere in jenen Bereichen unter-

sucht. 

 2.1.2d Soziale Ungleichheit und Status 

Innerhalb einer Dimension können Menschen weiter ‚oben‘ beziehungsweise ‚unten‘ positi-

oniert sein entsprechend der Güter und Mittel beziehungsweise Ressourcen, die sie besit-

zen, um die mit der Dimension zusammenhängenden Lebensziele zu verwirklichen. Diese 

Position wird als ‚Status‘ bezeichnet. Dabei ist anzumerken, dass es hinsichtlich der Besser-

oder Schlechterstellung Abstufungen gibt. So kann jeder Mensch mehr oder weniger gut 
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beziehungsweise schlecht gestellt sein, also einen mehr oder weniger hohen Status inner-

halb der entsprechenden Dimension aufweisen. Allen Stufen lassen sich eine gewisse Anzahl 

an Menschen zuordnen (ebd.: 33f.). So wiesen zum Beispiel in Bayern im Jahr 2016 5,3% der 

Schulabgänger_Innen keinen Schulabschluss auf (Siehe Kapitel 4, Abbildung 2), während 

31,1% das Abitur gemacht haben (Siehe Kapitel 4, Abbildung 3). Diese Personengruppen 

werden als ‚Statusgruppen‘ bezeichnet. Eine Person kann eine ‚Statuskonsistenz‘ aufweisen, 

wenn ihre Status in verschiedenen Dimensionen vergleichbar hoch sind, etwa wenn diese 

über ein hohes Ansehen, finanzielle sowie materielle Sicherheiten, ein hohes Bildungsniveau, 

eine gute soziale Anbindung und anderes verfügen. Anderenfalls spricht man von einer ‚Sta-

tusinkonsistenz‘, was in heutigen Gesellschaften immer häufiger eintritt, insbesondere in 

den auf Leistung und Fortschritt ausgerichteten Wohlstandstaaten, in denen eine hohe be-

rufliche Position – verbunden mit viel Prestige, Macht und materiellen Vorzügen – nicht sel-

ten Aspekte wie Freizeiteinschränkungen oder soziale Kontaktverluste nach sich zieht.  

Es ist möglich, innerhalb der Dimensionen zu ‚wandern‘. Man spricht hierbei von ‚sozialem 

Auf-/Abstieg‘ und von ‚vertikaler sozialer Mobilität‘ (ebd.).  

2.1.3 Ursachen und Determinanten sozialer Ungleichheit 

Um die Materie sozialer Ungleichheit greifbar zu machen, ist es notwendig, sich auch mit 

deren Ursachen auseinanderzusetzen. Wie entsteht soziale Ungleichheit, was legt fest, wer 

Zugang zu bestimmten Gütern oder Ressourcen hat und wer nicht?  

In diesem Zusammenhang findet der Begriff der ‚Determinanten sozialer Ungleichheiten‘ 

Anwendung. Die Erforschung jener Determinanten trägt dazu bei, soziale Ungleichheiten 

erklärbar zu machen (ebd.: 34ff.). Determinanten sind >>[…] soziale Positionen von Men-

schen in Beziehungsgeflechten […], die an sich keine Besser- oder Schlechterstellung darstel-

len, aber diese mit hoher Wahrscheinlichkeit nach sich ziehen<< (ebd.: 34). Beispiele hierfür 

wären Alter oder Geschlecht als biologische Grundvoraussetzungen, welche einer Person 

‚zugeschrieben‘ sind und damit nicht beeinflussbar, sowie Ethnizität oder Berufszugehörig-

keit als menschengeschaffene und damit in gewissem Ausmaß1 beeinflussbare Unterschiede. 

Diese sozialen Merkmale schaffen oder verwehren Zugänge zu erforderlichen oder erstre-

benswerten Mitteln und erhöhen oder verringern damit die Chancen der Betroffenen. Wa-

                                                           
1 Der Grad der Beeinflussungsmöglichkeiten ist auch abhängig von gesellschaftlichen und kulturellen Gegeben-
heiten (Hradil 2005: 35). 
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rum explizit einzelne Determinanten bestimmte Ungleichheiten nach sich ziehen, also wes-

halb zum Beispiel das weibliche Geschlecht über Jahrhunderte hinweg gegenüber dem 

männlichen untergeordnet war und auch heute noch in vielfältiger Weise geschlechterbezo-

gene Unterschiede bestehen, kann auf zahlreiche Faktoren zurückzuführen sein. Dies würde 

aber eine tiefergehende empirische Auseinandersetzungen erforderlich machen (ebd.: 35). 

Am Beispiel der Armut zeigt sich, dass die Armutsrisiken innerhalb einer Gesellschaft unter-

schiedlich hoch sind. Das Risiko, an oder unter die Armutsgrenze zu ‚rutschen‘, hat sich im 

Laufe der Zeit, insbesondere in den letzten Jahrzehnten, enorm gewandelt und verschoben. 

Waren es über lange Zeit hinweg vor allem Frauen, welche als armutsgefährdet galten, sind 

die Armutsrisiken aufgrund geschlechterspezifischer Unterschiede heutzutage unwesentlich 

(ebd.: 252f.), anlässlich zunehmender Geschlechter-Gleichstellung und Emanzipation. 

2.1.4 Soziale Schichtzugehörigkeit 

Durch die Betrachtung von Dimensionen, Statusverteilungen und Determinanten, welche 

innerhalb einer bestimmten Gesellschaft bestehen, kristallisiert sich ein bestimmtes soziales 

Ungleichheitsgefüge heraus. Ein historischer Rückblick macht deutlich, dass die Gefüge sozia-

ler Ungleichheiten sich wandeln, das heißt es ist keine objektive und konstante Gegebenheit, 

in welcher Form soziale Ungleichheiten auftreten, welche Gruppierungen diese betreffen 

und welche Strukturen und Grundvoraussetzungen ursächlich sind für die in der jeweiligen 

Gesellschaft vorherrschenden Verteilungsmechanismen relevanter Güter und Mittel und 

damit der Konstellation von Ungleichheit. Während in der vorindustriellen Gesellschaft die 

familiäre Herkunft, als ausschlaggebendes Kriterium für die Zugehörigkeit zu Ständen, soziale 

Stellungen und damit verbundene Lebensumstände bedingte, rückte mit dem Beginn der 

frühindustriellen Gesellschaft insbesondere der ‚Besitz‘ von Menschen und eine damit zu-

sammenhängende Zugehörigkeit zu über- oder untergeordneten Klassen in den Vorder-

grund. In den entwickelten Industriegesellschaften hat sich der Begriff der ‚Sozialen Schich-

ten‘ etabliert (ebd.: 36ff.). Hiermit meint man >>Gruppierungen von Menschen mit ähnlich 

hohem Status innerhalb einer oder mehrerer berufsnaher Ungleichheitsdimensionen […]<< 

(ebd.: 40). In sogenannten Schichtungsgesellschaften sind die berufliche Position, und damit 

in Verbindung stehende Aspekte wie Qualifikation als berufliche Voraussetzung sowie Ver-

mögen, Einkommen und Ansehen beziehungsweise Macht sowohl als berufsspezifische Fol-

gen als auch als ‚Mitbegründer‘ von Berufschancen, ausschlaggebend für die gesellschaftl i-
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che Position und den sozialen Status von Menschen (ebd.: 40). In diesem Kontext ist im öf-

fentlichen sowie wissenschaftlichen Diskurs die Rede von ‚Unterschicht, Mittelschicht und 

Oberschicht‘ beziehungsweise expliziter von Bezeichnungen wie etwa ‚gehobene Mittel-

schicht‘.  

Während man sich in der Diskussion um die Sozialstruktur Deutschlands über einige Jahre 

hinweg einig war, dass es zunehmend zu einer Veränderung beziehungsweise Verschmel-

zung der bestehenden Schichten kam, insbesondere zu einer Reduktion der ‚Unterschicht‘, 

beobachten Expert_innen seit den 1990er Jahren eine erneute sozialstrukturelle Verände-

rung  (Chassé 2010: 10f.). Vor dem Hintergrund wachsender Ungleichheiten (mehr hierzu 

unter 2.1.5 und 2.1.6), zeigt sich, dass es in vielfältiger Weise erneut zu einer Verlagerung 

zahlreicher Bereiche, wie dem Wohlstand und den beruflichen Perspektiven, nach ‚oben‘ hin 

kam, zu Lasten der ‚unteren Schichten‘ und auch die ‚Unterschicht‘ als solche angewachsen 

ist. 

2.1.5 Soziale (Un-)Gerechtigkeit, soziale Benachteiligung 

Wie unter 2.1.1b bereits angedeutet, geht der Begriff der ‚Sozialen Ungleichheit‘ an und für 

sich nicht zwangsläufig mit einer Ungerechtigkeit einher. Ob es aufgrund der Ungleichvertei-

lungen zu gesellschaftlichen Konflikten kommt oder der soziale Zusammenhalt bestehen 

bleibt, hängt vom Gerechtigkeitsempfinden bezüglich des Ungleichheitsgefüges ab, wobei 

die Wahrnehmungen und Vorstellungen der Menschen diesbezüglich häufig weit auseinan-

der klaffen. Je ungleicher eine Gesellschaft wird, desto mehr Bedeutung gewinnt die Frage 

nach sozialer Gerechtigkeit und sozialer Benachteiligung, insbesondere dann, wenn Mobili-

tätsbarrieren hoch ausfallen. Dieser Zustand ist in den letzten Jahrzehnten in Deutschland 

zunehmend eingetreten (Hradil 2012a, Hg. v. Bundeszentrale für Politische Bildung).  

Unter ‚Sozialer Gerechtigkeit‘ versteht man >>allgemein akzeptierte und wirksame Regeln 

[…], die der Verteilung von Gütern und Lasten durch gesellschaftliche Einrichtungen (Unter-

nehmen, Fiskus, Sozialversicherungen, Behörden etc.) an eine Vielzahl von Gesellschaftsmit-

gliedern zugrunde liegen […]<< (ebd.). Sie existiert und funktioniert auf unterschiedlichen 

Ebenen. So ist diese in Einrichtungen des gesellschaftlichen Lebens integriert, zum Beispiel in 

Form von niedrigeren Steuerklassen für Verheiratete und Familien. Darüber hinaus ist diese 

in den Meinungen der Menschen vertreten und äußert sich in deren Verhaltensweisen, wie 

ihrer politischen Teilhabe (ebd.). 
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Laut Hradil (ebd.) wird zwischen verschiedenen Formen sozialer Gerechtigkeit unterschie-

den, welche nachfolgend aufgezählt werden: 

Leistungsgerechtigkeit: 

Dieses Verständnis geht von einer Art ‚Entlohnung‘ aus, das heißt, dass Menschen, entspre-

chend ihrem individuellen gesellschaftlichen Beitrag und Aufwand, ‚belohnt‘ werden, zum 

Beispiel in Form von Lohn, Schulnoten, Schulabschlüsse und anderem. Um für alle Menschen 

bessere Lebensumstände zu schaffen, sollen für ungleiche Leistungen ungleiche Gegenleis-

tungen ‚ausbezahlt‘ werden, um dadurch auch die Leistungsmotivation zu erhöhen.  

(Start-)Chancengerechtigkeit 

Die Mitglieder einer Gesellschaft konkurrieren um den Erwerb von Gütern und die Vermei-

dung von Not/Mangel. Die Vorstellung der Chancengerechtigkeit zielt auf gewisse Grundvo-

raussetzungen ab, die jeder Mensch mit sich bringt und die die Ausgestaltung jenes Leis-

tungswettbewerbs maßgeblich beeinflussen. So sollen die Chancen der Menschen, leistungs-

fähig zu werden und Leistung zu erzeugen, gleich hoch sein. Voraussetzung hierfür ist, dass 

eine Gesellschaft verschiedene Möglichkeiten bietet, beispielsweise die Auswahlmöglichkeit 

einer von mehreren weiterführenden Schulen mit entsprechendem Schulabschluss. 

Bedarfsgerechtigkeit 

Verteilungen, die dem objektiven (Mindest-)Bedarf von Menschen gerecht werden, werden 

als bedarfsgerecht bezeichnet. Man geht davon aus, dass weder Chancen- noch Leistungs-

gerechtigkeit den Bedarf aller Personen(-Gruppen), insbesondere leistungsunfähiger Men-

schen wie kranker oder alter Leute, decken kann. 

Egalitäre Gerechtigkeit 

Egalitäre Gerechtigkeit liegt dann vor, wenn Güter und Lasten unter den Gesellschaftsmit-

gliedern so weit wie möglich gleich verteilt sind. Von egalitärer Ungerechtigkeit spricht man 

beispielsweise in Zusammenhang mit der ungleichen Gesundheitsversorgung von privat und 

gesetzlich krankenversicherten Menschen. 
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Gegenseitiges Verhältnis der Gerechtigkeitsformen 

Die vier Grundarten von Gerechtigkeit, welche paarweise betrachtet werden (Leistungs-

/Chancengerechtigkeit und Bedarfs-/egalitäre Gerechtigkeit), können nicht allesamt mitei-

nander vereinbart werden, beziehungsweise sind hierfür Eingrenzungen notwendig. So 

bringt zum Beispiel die Forderung nach Leistungsgerechtigkeit eine Einschränkung der Be-

darfsgerechtigkeit mit sich, da diejenigen ‚wegbrechen‘, die der Leistungserwartung bezie-

hungsweise dem Leistungsdruck nicht entsprechen können. Gleichzeitig erfordern sich die 

unterschiedlichen Typen auch teilweise gegenseitig, beispielsweise setzen Chancen- und 

Leistungsgerechtigkeit in gewissem Ausmaß auch eine Bedarfsbefriedigung und/oder soziale 

Gleichheit voraus. All dies trifft auch auf die Beziehungen innerhalb der Paare zu. So wird 

häufig kritisiert, dass das deutsche Bildungssystem ausschließlich leistungsorientiert ist und 

dabei nicht auf die individuellen Chancen und Grundvoraussetzungen der einzelnen Schü-

ler_innen eingeht (ebd.). 

Globale Gerechtigkeit / Generationengerechtigkeit 

Es existiert zumeist die Vorstellung, dass soziale Gerechtigkeit nationalstaatlich zu betrach-

ten sei. Kritiker äußern, dass Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit nicht zwischen Natio-

nen oder beispielsweise Altersgruppen, wie Rentnern und Erwerbstätigen, unterscheiden 

dürften sowie auch im Hinblick auf die Nachkommenschaft heute lebender Menschen anzu-

wenden seien. In diesem Zusammenhang spricht man von ‚Globaler Gerechtigkeit‘ und ‚Ge-

nerationengerechtigkeit‘, wobei diese Konzepte nicht als neuartige Erscheinung, sondern als 

Abwandlungen der bereits existierenden oben genannten Gerechtigkeitsverständnisse zu 

verstehen sind (ebd.). 

Der Begriff ‚Soziale Ungleichheit‘ impliziert für viele Menschen Prozesse und Phänomene, die 

genau genommen den Begriffen der ‚Sozialen (Un-)Gerechtigkeit‘ zuzuordnen sind. In die-

sem Zusammenhang ist auch häufig von der Bezeichnung ‚Soziale Benachteiligung‘ die Rede, 

welche für die empirische Auseinandersetzung im Rahmen dieser Arbeit übernommen wur-

de, da dieser Begriff erfahrungsgemäß für die meisten Menschen aussagekräftiger und ver-

ständlicher ist. Unter ‚Sozialer Benachteiligung‘ wird hierbei verstanden, dass es aufgrund 

eines sozialen Ungleichheitsgefüges und/oder des Mangels an sozialen Gerechtigkeitsstruk-

turen zu vielfältigen Benachteiligungen einzelner Personen oder Personengruppen kommt. 

So kommt es beispielsweise zu ungleichen Machtverhältnissen zwischen den Gesellschafts-
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mitgliedern, welche sich in vielfältiger Weise äußern und deren Konsequenzen für diejeni-

gen, zu deren Lasten diese Machtgefälle ausfallen, erheblich sind.  

2.1.6 Sozialstrukturelle Analyse sozialer Ungleichheit und Zukunftsausblick 

Ein Rückblick auf die letzten Jahrzehnte zeigt, dass sich das Phänomen der sozialen Un-

gleichheit immer mehr zugespitzt hat, was unter anderem besonders in den wachsenden 

Ansprüchen der Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft und der Globalisierung be-

gründet liegt. Beruflicher Aufstieg beziehungsweise Erfolg setzen verstärkt individuelle Quali-

fikationen voraus, deren Erlangung Personen aus unteren Schichten oder beispielsweise 

Migrant_innen zunehmend erschwert wird. Mobilitätsbarrieren nehmen zu, was insbeson-

dere den Aufstieg aus unteren in höhere Schichten anbelangt. Von ‚Vorzügen‘ wie dem wirt-

schaftlichen Erfolg oder Wohlstand Deutschlands profitieren vor allem die oberen Schichten. 

Die wachsende Einkommenskluft zeigt sich in vielfältiger Weise, zum Beispiel den unter-

schiedlich ausgestalteten Wohnverhältnissen und Erscheinungsbilder von Stadtteilen, den 

Lebensstilen und Mentalitäten unterschiedlicher Schichtzugehöriger und anderem (Hradil 

2012b, Hg. v. Bundeszentrale für Politische Bildung).  

Während es zwar zu einer Reduktion von sozialen Ungleichheiten zwischen Geschlechtern 

sowie Altersgruppen kam, haben sich soziale Ungleichheiten insgesamt betrachtet eher ver-

schärft als vermindert. So wuchsen auch regionale Diskrepanzen an, zum Beispiel bezüglich 

Arbeitslosigkeitsrisiken. Außerdem kam es zunehmend zu einer Spaltung von Einheimischen 

und Migrant_innen (ebd.), was sich durch die Flüchtlingssituation der letzten Jahre weiter 

zugespitzt hat.  

Vor dem Hintergrund dieser Thematik soll im Folgenden, auf Grundlage sozialstruktureller 

Daten und theoretischer Ansätze, eine Bestandsaufnahme der sozialen Lage in Deutschland 

erfolgen, um einen Überblick über den derzeitigen Stand sozialer Ungleichheit zu geben und 

zu klären, welche Formen sozialer Ungleichheit existieren und in welcher Art beziehungswei-

se in welchem Ausmaß diese zum Tragen kommen. Themenbereiche, die dabei beleuchtet 

werden, sind Armut beziehungsweise Armutsgefährdung sowie gesellschaftsbezogene Un-

terschiede bezüglich dem Einkommens- und Bildungsniveau der deutschen Bevölkerung.  

Laut Statistischem Bundesamt beziehungsweise Ergebnissen einer Befragung im Rahmen der 

europaweit durchgeführten Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebens-
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bedingungen (European Union Statistics on Income and Living Conditions, EU-SILC) mit dem 

Titel ‚Leben in Europa‘ (Statistisches Bundesamt 2017), waren ca. 19,7 % der deutschen Be-

völkerung im Jahr 2016 von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht und etwa 16 Millionen 

Menschen betroffen. Es wurden folgende Voraussetzungen festgelegt, von welchen mindes-

tens eine gegeben sein muss, um als ‚von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht‘ zu gel-

ten: 

1. Das Einkommen der befragten Person liegt unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze, wel-

che bei 60 % des mittleren Einkommens der Gesamtbevölkerung angesetzt ist. Im Jahr 2016 

lag der Wert hierfür bei 1.064 Euro monatlich bei einer alleinlebenden Person und bei 2.234 

Euro bei zwei Erwachsenen mit zwei Kindern unter 14 Jahren. Es galten demnach 16,5 % der 

deutschen Bevölkerung als armutsgefährdet (ebd.). 

2. Der Haushalt, in dem die Person lebt, ist von erheblicher materieller Entbehrung geprägt. 

Dies ist der Fall, wenn die Lebensbedingungen der Person, anlässlich mangelnder finanzieller 

Mittel, eingeschränkt sind, also beispielsweise Rechnungen für Miete, Hypotheken oder Ver-

sorgungsleistungen wie Heizung oder Strom nicht bezahlt werden können. Dieser Zustand 

war 2016 bei 3,4 % der deutschen Bevölkerung gegeben (ebd.).  

3. Der Haushalt der Person weist eine sehr geringe Erwerbsbeteiligung auf, was meint, dass 

sich die tatsächliche Erwerbsbeteiligung aller erwerbsfähigen im Haushalt lebenden Perso-

nen zwischen 18 und 59 Jahren insgesamt auf weniger als 20 % beläuft. Dies war 2016 bei 

9,6 % der Bevölkerung der Fall (ebd.). 

Die Arbeitslosenquote ist laut statistischen Angaben in den letzten Jahren konstant gesun-

ken und lag im Jahr 2018 bei 5,0 %, was einem Wert von knapp 2,28 Millionen Arbeitslosen 

entspricht (Stand: Juni 2018). 4.799.000 Menschen haben im Juni 2018 Lohnersatzleistungen 

(SGB III) oder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (SGB II) erhalten. 660.000 hier-

von haben Arbeitslosengeld I bezogen und 4.206.000 Menschen Arbeitslosengeld II (Bunde-

sagentur für Arbeit 2018: 11, 15, 19, 21). 

Statistiken haben gezeigt, dass die Armutsgefährdungsrisiken insbesondere zu Ungunsten 

der arbeitslosen Bevölkerung sowie der Bevölkerung mit niedrigem Bildungsstand ausfallen. 

So wiesen Arbeitslose im Jahr 2016 einen Armutsgefährdungsquotient von 70,5 % und Per-

sonen mit niedrigem Bildungsstand einen Quotient von 29,4 % auf (Statistisches Bundesamt 
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(Destatis) 2018a: 27). Mit einem Wandel der Familienformen und einem Zuwachs von Schei-

dungsraten und damit auch der Anteile Alleinerziehender, geraten zunehmend Familien mit 

mehreren Kindern beziehungsweise Alleinerziehende in Armut (Hradil 2005: 253). Durch 

diese wachsende Familienarmut zeichnet sich auch eine steigende Kinderarmut ab. So zeigt 

sich aktuell der Zustand, dass immer mehr Kinder ein immer höheres Armutsrisiko aufweisen 

und diese dabei sowohl an sich ein Armutsrisiko für ihre Eltern/Familien darstellen als auch 

aufgrund der Tatsache, dass negative gesellschaftliche oder ökonomische Entwicklungen 

insbesondere Familien schaden (Holz 2006: 3).  

Es kam im Verlauf der letzten Jahrzehnte durch zahlreiche gesellschaftliche und wirtschaftl i-

che Umbrüche zur Ausbildung neuartiger Prekarisierungsprozesse, welche für Betroffene ein 

erhebliches Problem darstellen und den Staat sowie die Politik vor eine große Herausforde-

rung stellen (Mutz 2011: 137). Besorgniserregend ist in diesem Zusammenhang die Entwick-

lung, dass der Anteil der armutsgefährdeten oder von Armut betroffenen Beschäftigten zu-

nehmend gewachsen ist (Seils 2013: 280). Die gesellschaftliche Erwartung, durch Erwerbsar-

beit zu finanzieller Unabhängigkeit und Eigenständigkeit zu gelangen, wird damit abgelöst 

und die Thematik der ‚Working Poor‘ zunehmend in den Vordergrund des öffentlichen Dis-

kurses gerückt. Ersichtlich wird die Problematik bei Betrachtung der Zahlen sogenannter  

‚Aufstocker‘, welche seit einigen Jahren zugenommen haben, also derjenigen Personen, die 

über ihr Einkommen hinaus auf zusätzliche Unterstützung im Rahmen des SGB II angewiesen 

sind (Jukschat 2016: 230). So waren 2018 26 % (1.106.000) der Arbeitlosengeld II - Empfän-

ger_innen erwerbstätig, hiervon waren 205.000 sozialversicherungspflichtige Vollzeitbe-

schäftigte – davon 62.000 Auszubildende – und 387.000 Teilzeitbeschäftigte. 475.000 Perso-

nen waren geringfügig beschäftigt und 78.000 Personen stockten ihr Arbeitslosengeld I auf 

(Bundesagentur für Arbeit 2018: 19, 22).  

Im öffentlichen Diskurs wird häufig die Entwicklung einer wachsenden Einkommens- und 

Vermögenskluft angeprangert. Diese Annahme wurde im Rahmen zahlreicher Studien mehr-

fach überprüft und die Ergebnisse fallen zumeist ähnlich aus: Es wird von einer steigenden 

Kluft zwischen ‚Arm‘ und ‚Reich‘ ausgegangen. Der wissenschaftliche Beirat des Bundesmi-

nisteriums der Finanzen hat sich mit der Thematik tiefergehender auseinandergesetzt und 

ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die Ungleichheit bezüglich dem Arbeitseinkommen, der 

Stundenlöhne sowie dem Haushaltsbruttoeinkommen in den Jahrzehnten seit der Wieder-



 
19 

 

vereinigung Deutschlands zugenommen habe, seit 2005 halte sich der Zustand jedoch relativ 

konstant (Bundesministerium der Finanzen 2017: 39). Als problematischer wurden hierbei 

hingegen die ungleichen sozialen Mobilitätsbarrieren herausgestellt, welche sich insbeson-

dere im Bereich der intergenerativen sozialen Mobilität niederschlagen, also zum Beispiel 

der Chancen für Kinder, sich in der Einkommenshierarchie außerhalb der Stellung ihrer El-

tern zu positionieren. Dies zeigt sich auch im Bildungsbereich: Je ungleicher eine Gesellschaft 

ist, desto geringer fallen Bildungsmobilitäten aus. So ist die Wahrscheinlichkeit für ein Kind 

aus einem Elternhaus mit niedrigem Bildungsstand und/oder niedrigem Einkommen, eine 

höhere Schul- oder Berufsausbildung zu erreichen, seit einigen Jahren eher gering (ebd.: 

30ff., 39). Der Zugang zu Bildung und die Ausgestaltung des Bildungsweges, sowie daraus 

entstammende Vor- oder Nachteile für das künftige Leben, werden besonders durch die so-

ziale Herkunft beziehungsweise die Herkunftsfamilie eines Menschen bestimmt (ebd., Geu-

der-Hanslik 2010). Bereits die Entscheidung, das Kind in einen Kindergarten zu schicken, ge-

schweige denn in eine höhere weiterführende Schule wie einem Gymnasium, wird insbe-

sondere von Eltern mit höherem Bildungsabschluss getroffen. Dies erfolgt nicht selten unter 

Berücksichtigung der individuellen Lebenswelten, finanzieller Aspekte, also der Kosten für 

Bildung, sowie der Bildungsansprüche des sozialen Umfelds, zum Beispiel der Erwartungen 

im Bekanntenkreis bezüglich dem Besuch einer bestimmten Schulform (Geuder-Hanslik 

2010). Bildung kann hier der Kategorie der (Start-)Chancengerechtigkeit zugeordnet werden.  

Hinsichtlich des Bildungsgrades allgemein betrachtet ist zu sagen, dass im Jahr 2016 4,0 % 

der Bevölkerung im Alter von mindestens 15 Jahren keinen allgemeinen Schulabschluss vor-

zuweisen hatten. 3,6 % befanden sich noch in schulischer Ausbildung und 91,6 % hatten be-

reits einen Abschuss erreicht, davon 31,4 % einen Haupt- oder Volksschulabschluss, 6,7 % 

einen Abschluss der polytechnisches Oberschule2, 22,7 % einen Realschul- oder gleichwerti-

gen Abschluss und 30,8 % eine Fachhochschul- oder Hochschulreife (Statistisches Bundesamt 

(Destatis) 2018b: 21). 73,1 % hatten einen beruflichen Bildungsabschluss, davon 17,1 % ei-

nen höheren Abschluss an einer Universität oder Hochschule (Bachelor, Master, Diplom, 

Promotion). 8,9 % befanden sich noch in beruflicher Ausbildung und 17,2 % waren ohne 

Schul- oder berufliche Bildung (ebd.: 22). 

                                                           
2 Schulform der DDR, die in der Regel mit der erfolgreichen Beendigung der 10. Klasse abgeschlossen war. Zum 
Ablegen des Abiturs mussten Schüler_innen nach der 8. oder 10. Klasse auf die erweiterte Oberschule wech-
seln (Statistisches Bundesamt (Destatis) 2018b: 150).  



 
20 

 

2.1.7 Auswirkungen sozialer Ungleichheit und sozialer Benachteiligung 

Die Auswirkungen sozialer Ungleichheitsstrukturen sind enorm vielschichtig und können 

deshalb lediglich angeschnitten werden.  

Die gesellschaftlichen Folgen sozialer Ungleichheit zeigen sich insbesondere bei steigendem 

Ungerechtigkeitsempfinden innerhalb der Bevölkerung anlässlich dieses Ungleichheitsgefü-

ges. Gesellschaftliche und politische Unzufriedenheit sowie soziale Konflikte sind häufige 

Auswirkungen. Hinsichtlich Einkommens- und Vermögensungleichheiten sind die individuel-

len Konsequenzen oftmals verheerend und schlagen sich in unterschiedlichen Bereichen 

nieder, so beispielsweise in psychischen, sozialen, körperlichen oder materiellen Aspekten. 

Armut beziehungsweise finanzielle Knappheit führt zu materiellen Entbehrungen, Isolation 

und Exklusion, Gefühlen der Einsamkeit und Frustration, der Entstehung von Vorurteilen und 

Stigmatisierungsprozessen mit erneuten Auswirkungen auf das Leben der Betroffenen, einer 

negativen Selbsteinschätzung und Selbstwahrnehmung sowie einem geringen Selbstvertrau-

en und Selbstwertgefühl, dem Verlust von Aktivitäten, persönlichen Interessen und Hobbies 

und anderem (Hradil 2005: 255f.). Wie im vorangegangen Kapitel bereits herausgearbeitet 

wurde, setzt sich die ‚Einkommensunterschicht‘ insbesondere aus arbeitslosen Personen und 

Personen mit niedrigem Bildungsstand zusammen. In diesem Kontext sorgt die Frage nach 

Höhe und Umfang (sozial-)staatlicher Leistungen im gesellschaftlichen wie politischen Dis-

kurs immer wieder für Aufregen. Dabei zeigt sich, dass die Bedarfe leistungsberechtigter 

Personen häufig sehr knapp bemessen sind und pauschalisiert werden. Extrabedarfe, bei-

spielsweise für notwendige Sonderausgaben wie Mobilitätskosten, bleiben nicht selten un-

berücksichtigt. Die Schaffung von Rücklagen für überdurchschnittliche Bedarfe ist für Be-

troffene zumeist unmöglich, ebenso müssen diese in allen Lebensbereichen sparen. Erfah-

rungsberichte sowie eine tiefergehende Auseinandersetzung mit den errechneten Bedarfen 

lassen vermuten, dass bei vielen Betroffenen die finanziellen Mittel für notwendige Ausga-

ben nicht genügen. Einschränkungen ergeben sich in unzähligen Bereichen, wie der medizi-

nischen Versorgung, der Alltags- und Lebensbewältigung, der Freizeitgestaltung und ande-

rem (Rock 2017: 33ff.).  

Insbesondere im Kindes- und Jugendalter werden die Einschränkungen finanzieller Not als 

einschneidend und ungerecht erlebt, da in dieser Alterspanne Konsum und materielle Aus-

stattung eine entscheidende Rolle bei der Frage nach Gruppenzugehörigkeiten stellen, was 
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nicht selten zu Exklusion führt beziehungsweise zu Ängsten vor einem erwarteten Ausge-

schlossen-Werden. Mit der Armut einhergehende Faktoren wie schulische Schwierigkeiten, 

Selbstbewusstseinsschwächen oder deviante Verhaltenseisen, welche unter anderem auch 

der (psycho-)sozialen Belastung aufgrund der materiellen Not zugeschrieben werden kön-

nen, verstärken diesen Effekt (Nitsch 2004: 23). Noch erheblicher zeigen sich in diesem Zu-

sammenhang die armutsbedingten Auswirkungen auf das Familienklima und die Erziehung . 

So beschreiben Fachkräfte der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe das Erziehungsverhalten 

und die Stimmung innerhalb der Familie – vor dem Hintergrund des durchweg vorherr-

schenden materiellen Drucks – als oftmals instabil, streng autoritär oder wenig förderlich 

beziehungsweise wertschätzend. Dies kann in vielfältiger Weise die Sozialisation betroffener 

Kinder und Jugendlicher beeinträchtigen sowie deren Selbstbild und Selbstwertgefühl, mit 

bedeutenden Auswirkungen auf das künftige Leben, schwächen (ebd.).  

Hinsichtlich staatlicher Unterstützungsleistungen, welche finanziell benachteiligte Menschen 

häufig in Anspruch nehmen, ist zu sagen, dass diese der Mitwirkungspflicht der Leistungs-

nehmer_innen unterliegen. Dass die Anforderungen und Erwartungen diesbezüglich sehr 

hoch sind, hat sich vielfach herausgestellt, was es als nicht verwunderlich erscheinen lassen 

dürfte, dass nicht jedermann diesen Ansprüchen in gleichem Maße gerecht werden kann. 

Individuelle Barrieren und Defizite, zum Beispiel sprachliche Unsicherheiten, kommen oft-

mals zu kurz. Die Folge sind Sanktionen wie das Streichen notwendiger Leistungen, was Be-

troffene sehr häufig in eine missliche Lage bringt. Diese Abhängigkeit verursacht, dass über 

oben genannte materielle Entbehrungen hinaus nicht selten Gefühle der Ohnmacht und des 

Autonomieverlusts sowie des ‚Kontrolliert-Werdens‘ hinzukommen (Rock 2017: 44ff.).  

Die Folgen von Bildungsungleichheiten äußern sich insbesondere in nachfolgenden Berei-

chen3: Mit der Qualität des Abschlusses steigen nachweislich das Einkommen und die beruf-

lichen Chancen von Menschen. Bildungsbenachteiligte Menschen erzielen regelmäßiger 

niedrige Löhne oder geraten in Arbeitslosigkeit. Die politische und/oder gesellschaftliche 

Partizipation ist bei Menschen mit höheren Bildungsabschlüssen darüber hinaus ausgepräg-

ter (Geuder-Hanslik 2016). Hinsichtlich der Repräsentativität von Wahlergebnissen und an-

deren politisch/gesellschaftlich relevanten Bereichen ist dies als durchaus besorgniserregend 

einzuschätzen. 

                                                           
3 Unter ‚Bildung‘ werden hier insbesondere Wissen, Kompetenzen und der Erwerb öffentlich anerkannter Zerti-
fikate verstanden 
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Niedrige oder keine Bildungsabschlüsse sowie Bildungs- und Erziehungsdefizite im Allgemei-

nen bewirken, dass Betroffene nicht über grundlegende, für das Arbeitsleben sowie eine 

eigenständige und selbstbestimmte Lebensführung notwendige, Kompetenzen verfügen – 

mit einschneidenden Folgen für deren künftiges Leben (Entorf; Sieger 2010; Hg. v. Bertels-

mann Stiftung: 54). 

Bildungsbenachteiligte Menschen sind nachweislich weniger resistent gegen Krankheiten, 

weisen niedrigere Lebenschancen auf und genießen bedeutend weniger gesellschaftliches 

Ansehen als Menschen mit höheren Bildungsniveaus. Konsequenzen wie eine Abnahme indi-

vidueller Lebenszufriedenheit und ein wachsendes Kriminalitätsrisiko sind die Folge (Geuder-

Hanslik 2016).  

2.2 Kriminalität 

Nach dieser thematischen Auseinandersetzung mit dem Begriff der ‚sozialen Ungleichheit‘  

widmet sich das folgende Kapitel dem Themenbereich der ‚Kriminalität‘. 

2.2.1 Begriffsklärung relevanter rechtspolitischer Begriffe 

‚Kriminalität’ ist im allgemeinen Sprachgebrauch ein gängiger Ausdruck, dennoch sollen die 

Bedeutung von Kriminalität und weiterer, für die Arbeit relevanter Begriffe, kurz erläutert 

werden. 

 2.2.1a ‚Kriminalität‘ und ‚Kriminalisierung‘ 

‚Kriminalität‘ umfasst >>alle mit Sanktion bedrohten Verstöße gegen das Strafrecht […]<< 

(Steffen 2011a: 349f.). Sie ist nicht als Eigenschaft eines Verhaltens anzusehen, sondern ent-

springt als Merkmal jenes Verhaltens einem Interaktionsprozess zwischen Täter und den 

strafrechtlichen Kontrollinstanzen. Kriminalität wird also (sozial) hergestellt, wobei der Be-

griff der ‚Kriminalisierung‘ zum Tragen kommt (ebd.). Diese Bezeichnung bezieht sich zum 

einen auf die Einordnung eines Menschen als ‚kriminell‘ durch o.g. Instanzen, indem mög-

lichst klar definiert wird, unter welchen Umständen ein Verhalten rechtswidrig ist und indem 

entsprechende Verhaltensweisen einer Person, zum Beispiel im Rahmen einer gerichtlichen 

Verurteilung, zugeschrieben werden (Steffen 2011b: 344). 

Erwähnenswert in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass auch Stigmatisierungsvor-

gänge in diesen Prozess mit einfließen. Es wird vielfach kritisiert, dass Kontrollinstanzen bei 

der Strafverfolgung, aufgrund ihrer Machtstrukturen oder infolge von Lücken beziehungs-
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weise Uneindeutigkeiten hinsichtlich der Definition strafrechtlichen Verhaltens, zu viel Spiel-

raum besitzen und deren Vorgehen daher nicht selten selektiv erfolgt. Man spricht hierbei 

vom sogenannten ‚Etikettierungsansatz‘ (ebd.). Diesbezüglich ist zum Beispiel davon auszu-

gehen, dass Menschen aus sozial schwachen Verhältnissen leichter zur ‚Zielscheibe‘ für Ver-

dächtigungen werden als Personen, die beispielsweise mehr Ansehen besitzen.  

Ein moderneres Verständnis dieses Ansatzes betrachtet das als zu einseitig und zielt insbe-

sondere auf nachteilhafte Folgeerscheinungen strafrechtlicher Interventionen ab (ebd.). Als 

Beispiel hierfür können Schwierigkeiten bei der Job- und Wohnungssuche genannt werden, 

welche einer Straffälligkeit entwachsen und deren Konsequenzen auf sozialer, psychischer, 

ökonomischer und anderer Ebene als erheblich anzunehmen sind. 

 2.2.1b Unterscheidung verschiedener Kriminalitätsbegriffe 

Der eben geschilderte ‚Kriminalitätsbegriff‘ ist – wie bereits erklärt – festgelegt durch gesetz-

liche Bestimmungen, die definieren, welches Verhalten strafrechtlich relevant ist und wel-

ches nicht. Kriminalität in diesem Sinne ist also abhängig vom politischen System eines Lan-

des sowie dessen Gesellschafts- und Machtstrukturen. Dass strafrechtliche Entscheidungen 

dabei nicht selten als ungerecht und menschenunwürdig empfunden werden, steht außer 

Frage. Homosexualität in Deutschland stand beispielsweise bis 1994 unter Strafe (Bundes-

zentrale für politische Bildung 2014).  

Schwind (2011: 3) spricht hierbei von einem ‚formellen‘ oder ‚strafrechtlichen‘ Kriminalitäts-

begriff, wobei entscheidend ist, dass auf das Verhalten eine >>Sanktion<< (Steffen 2011a: 

349) folgt. Dies umfasst sowohl ‚Strafen‘, die darauf abzielen, das verwerfliche Handeln und 

damit die ‚Schuld‘ auszugleichen, als auch ‚Maßregeln‘, welche das Ziel der Besserung und 

Sicherstellung verfolgen (Schwind 2011: 3). Menschen sollen im Rahmen einer Maßregel, 

zum Beispiel einer forensisch-psychiatrischen Einweisung, sicher untergebracht und durch 

Behandlung ihrer psychischen oder Suchterkrankungen in ein gesellschaftsfähiges und sozia-

les Leben zurückgeführt werden. Darüber hinaus soll die Gesellschaft vor den Taten des Ver-

urteilten geschützt werden. All dies erfolgt vor dem Hintergrund einer Rückfallrisiko-

Einschätzung und Sozialprognose, das heißt, es wird abgeschätzt, wie ‚gefährlich‘ eine verur-

teilte Person (noch) ist und wie hoch die Chancen stehen, dass diese zukünftig ein straffreies 

Leben führen wird (vgl. auch ebd.). 
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Dieses Begriffsverständnis weicht vom Begriff der ‚natürlichen‘ Kriminalität ab. Hiermit sind 

Handlungsweisen gemeint, die in allen Kulturen als unmoralisch oder ‚schlecht‘ gelten und 

geahndet werden. Beispiele wären Mord oder Diebstahl (ebd.: 4).  

Hinzu kommt ein soziologisches Verständnis von Kriminalität, welches auf sozialabweichen-

de Handlungen abzielt (ebd.: 5). Dies meint all jene Verhaltensweisen, welche >>nicht den 

Regeln, Normen und Verhaltenserwartungen [entsprechen], die in der Gesellschaft oder in 

einem ihrer Teilbereiche (Familie, Schule, Freundeskreis, Betrieb etc.) gelten<< (Hradil 2005: 

480). Da lediglich solche Handlungen erfasst werden können, die gegen offizielle Gesetze 

verstoßen und sowohl der natürliche als auch soziologische Kriminalitätsbegriff nicht eindeu-

tig greifbar ist, wird im Rahmen dieser Arbeit vom formellen Begriff ausgegangen. Bezeich-

nungen wie ‚abweichendes Verhalten‘ oder ‚Delinquenz‘ werden ebenso Erwähnung finden, 

da diese umfassender sind als die formelle Begriffsverwendung (Steffen 2011: 350). Der Be-

griff ‚abweichendes Verhalten‘ zielt dabei auf den Teil des, eben geschilderten, ‚sozialabwei-

chenden Verhaltens‘ ab, welcher gegen Gesetze oder Normen verstößt und in der Regel 

sanktioniert wird (Steffen 2011c: 7). ‚Delinquenz‘ meint allgemein >>[…] abweichendes Ver-

halten, das auch, aber nicht unbedingt, strafrechtliche Relevanz besitzt [und] […] [orientiert] 

sich stärker an psychologischen und soziologischen als an juristischen Aspekten des Verhal-

tens [ ]<< (Steffen 2011d: 127). Diese findet häufig Anwendung im Bereich des Jugendstraf-

rechts in Bezug auf strafbare Handlungen durch strafunmündige Personen (ebd.). Jenes Be-

griffsverständnis wird für diese Arbeit übernommen.  

2.2.2 Empirische Erfassung von Kriminalität 

Statistiken zur Kriminalitätssituation innerhalb Deutschlands liegen vielfach vor, dabei ergibt 

sich jedoch die Problematik, dass kriminologisch-statistische Daten, wie statistische Zahlen 

im Allgemeinen, mit äußerster Vorsicht zu behandeln sind (Geißler 2002: 28). Empirische 

Untersuchungen4 beziehen sich in der Regel auf eine Menge an Personen oder Dingen, wel-

che aus Gründen, wie deren Größe oder Zugänglichkeit, nicht in ihrer Gesamtheit erfasst 

werden kann. Aus diesem Grund verhalten sich statistische Aussagen zumeist nicht analog zu 

tatsächlichen Zahlen, sondern können lediglich als Annäherung an die Wirklichkeit betrach-

tet werden. In Bezug auf kriminalistisch-kriminologische Fragestellungen, zum Beispiel be-

                                                           
4 Man gehe in diesem Zusammenhang von Häufigkeitsanalysen aus, im Rahmen derer Aussagen über die direk-
te oder indirekte Verteilung bestimmter Aspekte getroffen werden, beispielsweise die Verbreitung einer be-
stimmten Erkrankung innerhalb der Gesellschaft.  
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züglich des Gesamtaufkommens strafbarer Handlungen innerhalb Deutschlands, meint dies, 

dass all diejenigen kriminellen und/oder delinquenten Vorkommnisse, die ‚unentdeckt‘ be-

ziehungsweise unbekannt bleiben, nicht erfasst werden können.  

Man unterscheidet in diesem Zusammenhang grundsätzlich zwischen zwei Erhebungsme-

thoden: Der sogenannten ‚Hellfeld- und Dunkelfeldforschung‘, wobei offizielle Zahlen, für 

gewöhnlich auf das Hellfeld zurückzuführen sind.  

Hellfelduntersuchung meint hierbei die amtliche Registrierung aller polizeilich bekannt ge-

wordener zu ahndender Straftaten und Tatverdächtiger im Rahmen der Polizeilichen Krimi-

nalstatistik (PKS), sowie aller strafbaren Versuche entsprechender Straftaten und zusätzli-

cher Angaben zu den Fällen, Opfern und Tatverdächtigen (Bundeskriminalamt o.J.a). Es wer-

den also die Straftaten, Tatverdächtigen und Opfer insgesamt ermittelt und darüber hinaus 

explizit zwischen verschiedenen Details differenziert, zum Beispiel Altersgruppen, Geschlecht 

und anderem. 

Es ist davon auszugehen, dass ein Großteil der in Deutschland verübten Straftaten der Polizei 

unbekannt bleiben, weshalb im Rahmen dieser offiziellen Registrierung lediglich ein geringer 

Anteil von Kriminalität erhoben wird. Für diese hohe Lückenhaftigkeit gibt es zahlreiche 

Gründe. Darunter fällt, neben anderen Ursachen, die Tatsache, dass nicht alle Straftaten zur 

Anzeige gebracht werden. Darüber hinaus hat die individuelle Schwerpunktsetzung, sowohl 

der Polizeibehörde, als auch der einzelnen Beamt_innen, erheblichen Einfluss auf die statis-

tischen Ergebnisse (Bundeskriminalamt o.J.b). So werden beispielsweise bestimmte Perso-

nen häufiger kontrolliert als andere, wodurch der Eindruck erweckt werden könnte, Krimina-

lität sei in bestimmten Personengruppen stärker vertreten als in anderen.  

Würde sich eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit kriminologischen Fragestellun-

gen lediglich auf das Hellfeld konzentrieren, müsse von einem verzerrten oder verfälschten 

Bild der Realität ausgegangen werden, da bedeutende Bereiche der Kriminalitätswirklichkeit 

unberücksichtigt blieben. Dies wäre vor dem Hintergrund kriminalpolitischer Entscheidungen 

und damit auch Präventions- und Interventionsplanungen problematisch (ebd.). 

Um die Aussagekraft und den Wahrheitsgehalt der PKS zu erhöhen beziehungsweise zu 

überprüfen, wird bereits seit vielen Jahren die eigene Durchführung einer bundesweiten 

Dunkelfelduntersuchung angeregt. Durch die Erforschung des (relativen) Dunkelfelds, im 

Rahmen derer auch solche Vergehen erhoben werden, die der Polizei nicht bekannt sind, soll 
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sich ein umfangreicherer Überblick über Struktur und Umfang von Kriminalität eröffnen. Dies 

erfolgt mittels Bevölkerungsumfragen zu den Erfahrungen, die die jeweiligen Personen bis-

lang als Opfer oder Täter_innen von Straftaten gemacht haben, mit dem Ziel, daraus Rück-

schlüsse auf das Gesamtaufkommen von Kriminalität beziehungsweise einzelner Straftaten 

zu ziehen (ebd.). Hierbei wurde deutlich, dass vor allem kleinere Delikte in der Polizeilichen 

Kriminalstatistik zu geringfügig erfasst sind (Statistisches Bundesamt 2015: 7). 

Die Bezeichnung ‚relatives Dunkelfeld‘ meint jenen Kriminalitätsbereich, welcher mit Hilfe 

empirischer Forschung erfasst werden kann, während das ‚absolute Dunkelfeld‘ weiterhin 

verborgen bleibt. Vielfältige Problematiken und Fehlerquellen, zum Beispiel ein nicht wahr-

heitsgemäßes Beantworten seitens der befragten Bürger, haben zur Konsequenz, dass selbst 

Dunkelfeldforschung nicht alle tatsächlich begangenen Straftaten beleuchten kann. Rück-

schlüsse können demnach lediglich als Ergänzung beziehungsweise Überprüfung offizieller 

Zahlen betrachtet werden und einer weiteren Annäherung an die Wirklichkeit dienlich sein. 

Die Kriminalitätsrealität hingegen bleibt nicht eindeutig greifbar. 

Die Aussagekraft kriminologisch-kriminalistischer Datenquellen, wie der PKS, wird durch ein 

weiteres bedeutendes Kriterium beschränkt. In der Auseinandersetzung mit offiziellen Statis-

tiken zeigen sich teilweise große Differenzen zwischen deren Zahlen, entsprechend der 

Themenbereiche, die sie beleuchten beziehungsweise der Zwecke, die sie verfolgen. Ein Bei-

spiel für weitere Statistiken wäre die Strafverfolgungsstatistik. Die teilweise stark ausgepräg-

te Einseitigkeit jener Statistiken verzerrt den Blick auf die Kriminalitätsrealität und kann zu 

missverständlichen Schlussfolgerungen führen, weshalb die Beurteilung von Kriminalität 

einen umfangreicheren Überblick über die in den unterschiedlichen Statistiken aufgeführten 

Zahlen erforderlich macht (vgl. auch Statistisches Bundesamt 2015: 7). 

In diesem Zusammenhang wird nachfolgend das Trichtermodell der Kriminalität bezie-

hungsweise Strafverfolgung vorgestellt: 

Dieses Modell verdeutlicht, wie sich die Reichweite der polizeilich erfassten Kriminalität in 

unterschiedlichen Strafverfolgungsstufen dezimiert. Dabei spielt es eine Rolle, wie die ein-

zelnen Straftaten durch Polizei und Justiz bewertet werden, also ob diese beispielsweise auf-

geklärt werden oder ungeklärt bleiben, weiter verfolgt oder eingestellt werden etc. Im letz-

ten Schritt geht es um die Strafzumessung seitens der Gerichte, welche Aspekte, wie die 

Schwere des Delikts oder Persönlichkeitsmerkmale und Rückfallrisiko der Täter_innen, ab-
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schätzen. Die Zahlen der einzelnen Ausfilterungsstufen ergeben sich aus amtlichen Kriminal-

statistiken (PKS) und Rechtspflegestatistiken (zum Beispiel der Strafverfolgungsstatistik), 

wobei deren Jahresergebnisse nicht eindeutig zueinander in Bezug zu setzen sind, da sie bei-

spielsweise in ihren Erhebungskonzepten differieren (ebd.: 6). Dennoch zeigt dieses Modell 

sehr deutlich das Ausmaß der Reduktion der Kriminalitätsrate vor dem Hintergrund straf-

rechtlicher Selektionsprozesse. 

2.2.3 Bestandsanalyse zur Kriminalitätsbelastung in Deutschland 

Nachfolgend sollen konkrete Zahlen aus eben beschriebenen amtlichen Statistiken Auf-

schluss über den Stand der Kriminalität in Deutschland geben. Vorerst werden die Informati-

onen aus der PKS aus dem Jahr 2017 erhoben. Angelehnt an die aktuellste, derzeit verfügba-

re, Strafverfolgungsstatistik aus dem Jahr 2016, werden ebenfalls die Werte aus dem Jahr 

2016 mit angeführt.  

Im Jahr 2017 wurden insgesamt 5.761.984 Straftaten polizeilich registriert. Damit ist die 

hierdurch gemessene Kriminalitätsrate im Vergleich zu 2016 (6.372.526 Straftaten insg e-

samt) um 9,6 % gesunken. Von diesen gemeldeten Delikten konnten 3.290.725 (2016: 

3.584.167), also rund 57 % (2016: ~ 56 %) aufgeklärt werden. Für die begangenen Taten 

konnten 2.112.715 (2016: 2.360.806) Tatverdächtige ermittelt werden (Bundesministerium 

des Innern, für Bau und Heimat 2018: 10). Den größten Teil der Straftaten machten leichtere 

Delikte aus, wie zum Beispiel Diebstahldelikte (36,4 %) (ebd.: 43), während Fälle von ‚Ge-

waltkriminalität‘, also beispielsweise Straftaten gegen das Leben, wie Mord oder Körperver-

letzung, einen Anteil von knapp 3,2 % (2016: 3 %) hatten (vgl. ebd.: 29). Betrachtet man die 

registrierten Straftaten der vorangegangenen 14 Jahre, zeigt sich, dass die Kriminalitätsrate 

seit 2003 um 12,3 % gesunken ist (ebd.: 44). 

Aus der Strafverfolgungsstatistik 2016 geht hervor, dass 725.026 Personen abgeurteilt wur-

den. Die Zahl der Verurteilten belief sich auf 583.542. Die Unterscheidung der beiden Begriff-

lichkeiten ergibt sich aus dem nachfolgenden Schaubild (Statistisches Bundesamt (Destatis) 

2017a: 24f.).  

 

 

 

 



 
28 

 

Die eben angeführten Zahlen aus dem Jahr 2016 werden im Folgenden in Form des Trich-

termodells der Strafverfolgung dargestellt, angelehnt an das Trichtermodell des Statistischen 

Bundesamtes (Destatis) (2017b: 315) für das Jahr 2015. 
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Ein Blick auf diese Zahlen zeigt, wie massiv im Rahmen der Strafverfolgung Selektionsprozes-

se ausfallen. Hierdurch wird deutlich, mit welcher Vorsicht und Sorgfalt kriminologisch-

kriminalistischen Daten begegnet werden muss, um voreiligen Schlüssen vorzubeugen und in 

angemessener Weise sozial- oder kriminalpolitische und –präventive Maßnahmen abzulei-

ten. 

                                                           
5 Vgl. Bundesministerium des Innern 2017: 47 
6 Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis) 2017a: 160, 290 

6.372.526 polizeilich registrierte Fälle 

3.584.167 aufgeklärte Fälle 

2.360.806 ermittelte Tatverdächtige 

583.542 Verurteilte 

2.270.196 strafmündige Tatverdächtige 

725.026 Abgeurteilte 

35.844  

 

zu unbedingter Freiheits- bzw. 

Jugendstrafe Verurteilte (ohne 

Bewährungsstrafe) 

 

Ausgefiltert: Unaufgeklärte Fälle 

Ausgefiltert: Mehrfachtaten bereits erfasster Tatverdächtiger 

Ausgefiltert: Strafunmündige Tatverdächtige unter 14 Jahren  

Ausgefiltert: Tatverdächtige, die nicht angeklagt wurden, zum Beispiel 

weil der Tatverdacht nicht hinreichend war 

Ausgefiltert: Angeklagte, die vom Gericht freigesprochen wurden oder 

deren Verfahren eingestellt wurde 

Ausgefiltert: Verurteilte zu Bewährungsstrafen, Geldstrafen oder sons-

tigen Sanktionen 
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3. Zum Zusammenhang von sozialer Ungleichheit und Kriminalität  

Die vorausgegangenen Kapitel haben einen theoretischen Einblick in die Bereiche ‚Soziale 

Ungleichheit‘ und ‚Kriminalität‘ gegeben und die Ausprägungen ebendieser innerhalb der 

Gesellschaft, mittels sozialstruktureller und kriminologisch-statistischer Zahlen analysiert. 

Die dabei vorgestellten Informationen liefern die Basis für das nachfolgende Kapitel, welches 

sich mit der Frage nach der Existenz eines Zusammenhangs zwischen Faktoren der sozialen 

Benachteiligung von Menschen und deren strafrechtlichem Verhalten, beziehungsweise im 

Rückschluss zwischen der sozialen Ungleichheit und der Kriminalitätsbelastung innerhalb 

eines Landes generell, auseinandersetzt. Dabei werden sowohl theoretische Ansätze als auch 

bereits bestehende Forschungsergebnisse angeschnitten, um sich nachfolgend der Materie, 

durch eine eigene empirische Auseinandersetzung anzunehmen.  

3.1 Theoretische Bezüge und aktueller Forschungsstand 

In Hinblick auf die themenrelevante Literatur zeigt sich, dass die Bereiche ‚Kriminalität‘ und 

‚Soziale Ungleichheit‘ in unterschiedlichen Disziplinen, mitunter der Sozialen Arbeit, als rele-

vante Sachverhalte erachtet und vielschichtig diskutiert werden. Hinsichtlich des erfragten 

Zusammenhangs wird deutlich, dass die Literatur diesbezüglich nur bedingt Informationen 

zur Verfügung stellt beziehungsweise die Themenschwerpunkte dabei insbesondere auf dem 

Bereich der Kinder- und Jugenddelinquenz, explizit auf dem Aspekt Gewalt, liegen sowie auf 

einer differenzierten Auseinandersetzung bezüglich bestimmter Teilbereiche von sozialer 

Ungleichheit, wie beispielsweise Armut. Das nachfolgende Kapitel soll, als theoretische Ein-

leitung zum darauffolgenden Forschungsteil, einen zusammenfassenden und, für diese Ar-

beit als sinnvoll erachteten, Überblick über den Stand aktueller Forschung liefern. 

Einleitend ist zu sagen, dass soziale Ungleichheiten, hier vor allem Einkommensbenachteili-

gungen, häufig als Entstehungskriterien für kriminelles Handeln definiert werden, wobei klar 

gestellt wird, dass nicht die (finanzielle) Benachteiligung an sich als hierfür verantwortlich zu 

betrachten sei, sondern die Faktoren, die mit dieser Benachteiligung einhergehen und die 

Folgen die sich daraus ergeben. Insbesondere bei Kindern und Jugendlichen schlagen sich 

diesbezüglich Schwierigkeiten und Probleme innerhalb der Familie nieder wie Trennungser-

fahrungen, Gewalt, Vernachlässigung, inkonsistente und inkonsequente Erziehungsmuster, 

eine unzulängliche Vermittlung notwendiger Kompetenzen und anderes (Permien; Zink 
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2000: 149). Die zahlreichen Folgen von Einkommensarmut oder Bildungsbenachteiligung, 

welche bereits unter 2.1.7 angeführt wurden, könnten in unmittelbarer Verbindung zu den 

Neigungen, kriminelles Verhalten an den Tag zu legen, stehen. Jost (2004: 37) spricht in die-

sem Zusammenhang von einer erlebten Perspektiv- und Chancenlosigkeit Betroffener, ins-

besondere Kinder und Jugendlicher, welche die Erfahrung machen, den, auf Leistung, Erfolg 

und Konsum ausgerichteten, Ansprüchen der Gesellschaft nicht gerecht werden zu können 

beziehungsweise welche sich, wie unter 2.1.7 erläutert, einer – durch die materiellen Be-

grenzungen hervorgerufenen – Exklusion durch Gleichaltrige ausgeliefert sehen. Gefühle der 

Wut sind die Folge und führen nicht selten zu gewalttätigen oder delinquenten Verhaltens-

weisen mit dem Zweck, Aufmerksamkeit auf sich und die eigene missliche Lage zu ziehen. 

Dies steht in engem Zusammenhang zu den erläuterten Folgen sozialer Benachteiligung auf 

das Erziehungsverhalten innerhalb betroffener Familien und den Konsequenzen, die sich 

dadurch für Faktoren, wie das Selbstwertgefühl der Kinder ergeben (siehe 2.1.7). Unter Ab-

wägung der umschriebenen Sachverhalte steht die Vermutung im Raum, dass das geringe 

Selbstbewusstsein Betroffener, vor allem Kinder und Jugendlicher, das Bedürfnis weckt, mit-

tels Straffälligkeit Anerkennung zu erlangen, besonders dann, wenn der Freundes-

/Bekanntenkreis sich über Gewalt und Gesetzeswidrigkeit definiert (Vgl. auch Kanton Zürich 

Bildungsdirektion o.J.).  

In Anlehnung an die, unter 2.1.1b/c erläuterten, Erklärungsansätze sozialer Ungleichheit, 

welche auf die ungleiche Verteilung von Lebens-, Handlungs- und Entwicklungschancen in 

Hinblick auf die Erreichung erstrebenswerter Ziele, zusteuern, auf Grundlage des Besitzes 

oder Nicht-Besitzes wertvoller Güter, fließt hier die Rational-Choice-Theorie kriminellen Ver-

haltens mit ein. Dieser Ansicht nach beruht Straffälligkeit auf einer Abwägung von Kosten, 

zum Beispiel der Bestrafung, und Nutzen der jeweiligen Tat (Bruhn 2012, Hg. v. Bundeszent-

rale für Politische Bildung). Demnach wird sich eine Person insbesondere dann für eine kr i-

minelle Handlung entscheiden, wenn die Annahme besteht, dass sie hierdurch leichter Zu-

gang zu erstrebenswerten Gütern oder Vorteilen erlangt als auf legalem Wege (Mehlkop; 

Becker 2004: 105). Mehlkop und Becker (ebd.:112ff.) konnten durch explizite Studienergeb-

nisse keinen allgemeinen Zusammenhang zwischen sozialer Schichtung von Personen und 

deren delinquentem Verhalten erkennen, jedoch zwischen der Schichtzugehörigkeit und der 

Art und Weise des abweichenden Verhaltens. So waren zum Beispiel Ladendiebstähle in der 



 
31 

 

Unterschicht überpräsent, während in der Oberschicht ein höherer Anteil an Steuerhinter-

ziehungen zu vermerken war, was durch variierende Vorteile, die die unterschiedlichen 

Schichtangehörigen sich von dem jeweiligen Delikt versprechen, erklärt werden kann. Dies 

steht in engem Zusammenhang zu den Handlungsalternativen, die eine Person, vor Bege-

hung einer Straftat zur Verfügung hat, wobei nicht alle Schichten dieselben Handlungsoptio-

nen bereitstellen beziehungsweise eine Handlungsweise nicht für alle Schichtzugehörigen in 

gleichem Ausmaß zielversprechend ist (ebd.: 119ff.). Diese Ergebnisse lassen den Schluss zu, 

dass die differierenden Lebensbedingungen, in denen sich Menschen verschiedener sozialer 

Schichten beziehungsweise Lagen befinden, in unterschiedlichem Ausmaß und unterschied-

licher Ausprägung Anlass zu strafbaren Handlungen geben. Auch Link und Uysal (2016: 94f.) 

haben die Thematik mittels eigener Untersuchungen beleuchtet und sind zu dem Ergebnis 

gekommen, dass sich eine Verbindung zwischen der ökonomischen Lage eines Menschen 

und dessen straffälligem Verhalten an sich erst einmal nicht eindeutig nachweisen lasse, 

allerdings hinsichtlich der Tatsache, wie gut Betroffene mit den finanziellen Mitteln zurecht-

kommen. Dies kann bedeuten, dass Delinquenz einer Bedürfnisbefriedigung dienlich sein 

kann, welche sich unter ‚normalen‘ Umständen nicht verwirklichen ließe, was die Annahme 

nahe legt, dass das Risiko zu kriminellem Handeln mit dem Ausmaß der Einschränkungen, die 

sich für Betroffene aus ihrer Benachteiligung ergeben, steigt. Demzufolge lässt sich unter 

Umständen folgende Hypothese ableiten: Je geringer die Chancen von Menschen sind, er-

strebenswerte Ziele auf legalem Wege zu erreichen, desto höher scheinen auch die Motive 

auszufallen, die eigenen Handlungs- und Entwicklungsspielräume und dafür obligatorischen 

Güter und Mittel auf einem – hierfür als erfolgsversprechenden – illegalem Wege auszubau-

en. Der Aspekt eines Zusammenhangs zwischen sozialer Schicht und Delikttypus wird auch 

durch Nollert (2012: 101ff.) aufgegriffen. Aus dessen thematischer Auseinandersetzung geht 

hervor, dass die insbesondere in der Unterschicht vertretenen Straftaten, wie Gewalt- oder 

Eigentumsdelikte, als einfachere Taten und daher seitens der Justiz als leichter zu sanktioni e-

ren eingestuft werden. Die Oberschicht sei hingegen eher bezüglich solcher Delikte einzu-

ordnen, welche einen höheren Bildungsgrad und die Zugänglichkeit zu hilfreichen Mitteln 

erfordern. Die ungleichen Chancen unterschiedlicher Schichtangehöriger beziehen sich in 

diesem Zusammenhang, neben den Lebensumständen, auch auf die Spielräume straffälligen 

Handelns, wobei bildungsspezifisch sowie ökonomisch benachteiligte Personen(-gruppen) 
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nicht selten geringere Chancen zu erfolgreichen Gesetzeswidrigkeiten aufweisen. Nollert 

erwähnt in diesem Kontext die, zumeist in der Oberschicht, verübten White-Collar-Delikte7, 

welche den Delikten, die eher durch die Unterschicht verübt werden, in ihrer Aufklärungs- 

beziehungsweise Verurteilungsquote überlegen sind. Dies begründet sich dadurch, dass die 

Möglichkeiten der Strafverfolgung, aufgrund mangelnder fachlicher Kompetenz, unzu-

reichender Beweisfindung oder hinsichtlich der Verteidigungsressourcen der Straffälligen, 

diesbezüglich eingeschränkt sind (ebd.). 

Erwähnenswert ist bei der Frage nach einem eventuellen Zusammenhang von sozialer Un-

gleichheit und Kriminalitätsraten auch die Tatsache, dass – wie in Kapitel 2.1.1b bereits 

durchschimmerte – soziale Ungleichheit nicht zwangsläufig auf ein Ungerechtigkeitsempfin-

den hindeutet, da einige Ungleichheiten durchaus als legitim betrachtet werden. Folglich 

fallen auch die Folgen dieser Ungleichheiten, wie Gefühle der Missgunst oder Wut, nicht in 

vergleichbarem Ausmaß beziehungsweise in kaum bemerkenswerter Weise aus, wodurch 

ein Anreiz zu abweichendem oder kriminellem Verhalten kaum zu vermerken ist (ebd.).  

Was die Verflechtung von Bildungsbenachteiligungen beziehungsweise ungleichen Bildungs-

chancen und –perspektiven und den Kriminalitätsrisiken anbelangt, weisen Entorf und Sieger 

(2010: 8ff.) – aufbauend auf einer durch die Bertelsmann Stiftung in Auftrag gegebenen Stu-

die – auf einen signifikant nachweisbaren kausalen Zusammenhang hin. Neben bildungsspe-

zifischen Kriterien werden hier auch familiäre sowie individuelle Risikofaktoren genannt, 

welche jedoch keinen Einfluss auf die Kausalität dieses Zusammenhangs haben, sondern 

diesen mitunter verstärken können. Erklärt wird dies unter anderem mit der Perspektivlosig-

keit auf dem Arbeitsmarkt, der sich Betroffene ausgesetzt fühlen. Diese zieht, neben einer 

eventuellen Erwerbslosigkeit oder Erwerbsminderung und finanziellen Schwierigkeiten, auch 

einen Mangel an gesellschaftlicher Partizipation nach sich. Hervorzuheben ist hierbei auch 

die Vielschichtigkeit der Probleme und Schwierigkeiten, die mit Bildungsdefiziten einherge-

hen oder diesen entwachsen, zum Beispiel der Konsum von Drogen oder die Entstehung von 

Schuldenproblematiken. Diese Aspekte erhöhen ihrerseits nachweislich das Risiko für krimi-

nelles Handeln, wie Entorf und Sieger weiter anführen. Bildungsbenachteiligung hat also 

                                                           
7 Kriminelle Handlungen, welche vorwiegend von Menschen mit hohem sozioökonomischem Status, unter 
Nutzbarmachung ihrer beruflichen Position, verübt werden, wie zum Beispiel im Bereich der Wirtschaftskrimi-
nalität wie eine Veruntreuung (Wirtschaftslexikon.co 2015) 
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nicht nur einen direkten, sondern auch einen indirekten Einfluss auf das strafrechtlich rele-

vante Verhalten von Individuen (ebd.). 

Hinsichtlich der Rückwirkung von Kriminalität auf die soziale Lebenslage von Menschen lässt 

sich ein Bezug zu der, durch Ulrich Claussen und David Schneider (2017: 53) erläuterten, Si-

tuation drogenabhängiger Haftentlassener herstellen. Demnach weisen Personen nach ihrer 

Entlassung aus einer Justizvollzugsanstalt grundsätzlich in vielfältigen Lebensbereichen 

Schwierigkeiten auf. Beispiele wären eine schlechte wirtschaftliche Lage aufgrund finanziel-

ler Unklarheiten, ein ungeklärter Krankenversicherungsstatus, Verschuldungen, verminderte 

Aktivität und Teilhabe, wofür etwa die strengen Reglementierungen und Ordnungsstruktu-

ren innerhalb der Haft verantwortlich sein können und eine daraus resultierende Unsicher-

heit bezüglich der eigenständigen Bewältigung von alltäglichen Aufgaben und Verpflichtun-

gen. Dies stellt eine Belastung für Betroffene dar, insbesondere für diejenigen, die noch zu-

sätzliche Problematiken zu bewältigen haben, etwa eine Suchtmittelabhängigkeit. Hinsicht-

lich der Reintegration Haftentlassener beziehungsweise straffälliger Menschen generell ist 

auch auf die Wohnungsaussichten dieser Menschen zu verweisen. In den letzten Jahren hat 

sich zunehmend eine Entwicklung gezeigt, dass bedarfsgerechter Wohnraum nicht mehr in 

ausreichendem Maße verfügbar ist. Sozialwohnungen werden bislang nicht zur Genüge zur 

Verfügung gestellt, was zu einem hohen Selektionsdruck bei der Wohnungssuche führt und 

in der Konsequenz zu Lasten armutsgefährdeter beziehungsweise sozial benachteiligter und 

insbesondere straffälliger Menschen ausfällt (vgl. auch Strunk 2017: 7ff.). Es kann also fest-

gestellt werden, dass die negativen Begleiterscheinungen einer Straffälligkeit beziehungs-

weise Inhaftierung die Lebensumstände der Menschen vielfach erschweren und damit ihrer-

seits soziale Benachteiligungen begünstigen oder verstärken können.  

Allgemein betrachtet ist klarzustellen, dass die Frage nach einem Zusammenhang von 

Schichtzugehörigkeit beziehungsweise sozialer Stellung und Straffälligkeit, ein in der Litera-

tur kontrovers diskutiertes Themengebiet darstellt. Der Grund, auf dem sich die Sozialwis-

senschaften bewegen und die Sachverhalte, mit denen sie sich dabei beschäftigen, sind ei-

nem stetigen Wandel und einer Vielzahl an sich verändernder und sich gegenseitig bedin-

gender Einflussfaktoren unterzogen, weshalb ihre Gewissheiten und Forschungserkenntnisse 

nicht als überdauernde, konstante oder universelle Gesetzmäßigkeiten betrachtet werden 

können (vgl. auch Nollert 2012: 101). Dies betrifft in gleichem Maße die Wechselbeziehung 
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zwischen sozialer Ungleichheit und Kriminalität (ebd.), weshalb die hier vorgestellten Infor-

mationen nicht als abschließend oder unanfechtbar zu betrachten sind. 

3.2 Empirische Untersuchung im Rahmen qualitativer Expert_inneninterviews 

3.2.1 Empirische Fragestellung, Herangehensweise und Auswertung 

 3.2.1a Forschungsfrage 

Die dargestellten theoretischen Bezüge, sowie die unter den Kapiteln 2.1 bis 2.2 erläuterten 

Sachverhalte, bieten den Grundstock für die nachfolgend veranschaulichte empirische Un-

tersuchung. Ziel dieser Aufarbeitung war es, die zusammengestellten Erkenntnisse anhand 

eigener Forschungsergebnisse zu überprüfen. Die Fragestellung beinhaltete darüber hinaus 

(sozial-)politische sowie (kriminal-)präventive und interventive Kriterien unter Bezugnahme 

zum Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit im Bereich Straffälligen- und Bewährungshilfe. Es wurde 

von einem Kreislauf der sozialen Benachteiligung und Kriminalität ausgegangen, insofern als 

dass diese sich gegenseitig bedingen beziehungsweise aufrechterhalten oder verstärken. 

Frage war in der Folge also auch, welchen Beitrag Politik und Gesellschaft an der zu untersu-

chenden Problematik tragen, wie ein angemessener Umgang hiermit erfolgen kann und wel-

che Position die Straffälligen- und Bewährungshilfe dabei einnimmt.  

3.2.1b Erhebungsdesign 

Im Rahmen des qualitativen Forschungsteils wurden drei Interviews in, für die Forschungs-

frage sinnvoll abgewandelter Form eines Expert_inneninterviews geführt. Hierbei handelt es 

sich um eine Methode der qualitativen Sozialforschung, bei der Personen befragt werden, 

die über ein spezifisches Wissen bezüglich eines zu erforschenden sozialen Sachverhalts ver-

fügen, welches im Rahmen des Interviews erschlossen werden soll. Hierbei geht es nicht in 

erster Linie um Menschen, die ein herausragendes Wissen zu den erfragten Thematiken 

aufweisen, da sie sich beispielsweise in besonderen Positionen befinden, wie man es von 

Wissenschaftler_innen oder anderen annehmen würde. ‚Expertenwissen‘ können auch Per-

sonen haben, die unter anderen Umständen Zugang zu den Sachverhalten haben und Erfah-

rungen damit sammeln konnten. Sie nehmen sozusagen eine besondere Position in dem zu 

untersuchenden sozialen Kontext ein (Gläser; Laudel 2010: 11ff.). Die interviewten Personen 

können als Expert_innen dienen, da sie aus ihrer eigenen Lebenslage beziehungsweise aus 

ihrem fachlichen und beruflichen Kontext heraus ein Spezialwissen zu den Thematiken ‚Kri-
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minalität‘ und ‚soziale Ungleichheit‘ beziehungsweise ‚soziale Benachteiligung‘ besitzen. Die-

se Methode wurde gewählt, da der zu erforschende Sachverhalt sehr umfangreich ist und 

zum Beispiel im Rahmen eines Fragebogens nicht vollumfassend untersucht werden kann.  

  3.2.1c Auswertungsdesign 

Die Auswertung der geführten Interviews erfolgte mittels qualitativer Inhaltsanalyse (in An-

lehnung an Mayring 2010: 48ff.). Nach Beendigung der Interviews wurden Interviewberichte 

und Gedächtnisprotokolle über die einzelnen Gespräche nach folgenden Gesichtspunkten 

verfasst: Voraussetzungen und Zustandekommen des Interviews, Rahmenbedingungen, Be-

merkungen zum Gesprächsverlauf, Bemerkungen zur Nachinterviewphase, Feldprotokoll 

(Selbstbeobachtung) (vgl. Gläser; Laudel: 192f.). Anschließend wurden die Interviews 

transkribiert und im Rahmen einer Auswertungsmatrix strukturiert, zusammengefasst und 

ausgewertet. Diese Matrix wurde untergliedert in vier Kategorien: Themenbereiche, Origi-

nalaussagen, Paraphrasen und Generalisierung. Die Transkripte und Auswertungsmatrizen 

finden sich im Anhang dieser Arbeit wieder. Zur detaillierten Auswertung und Verwertung 

der gewonnenen Erkenntnisse, wurde der Versuch unternommen, die einzelnen Aspekte der 

Inhaltsanalyse, das heißt die Ausgangssituation, die Fragestellung sowie der Ablauf der In-

haltsanalyse, möglichst genau zu beschreiben um in der Folge die Ergebnisse im Rahmen 

dieser Arbeit strukturiert aufzuarbeiten, darzustellen und zu interpretieren (vgl. Mayring 

2010 48ff.). 

3.2.2 Qualitative Inhaltsanalyse 

 3.2.2a Analyse des Ausgangsmaterials 

Festlegung des Materials, Interviewpartner_innen 

Die protokollierten Stellen entstammen – wie bereits erläutert – dreier Interviews, welche 

explizit für diese Arbeit geführt wurden. Bei der Auswahl der interviewten Personengruppe 

wurde darauf Wert gelegt, dass diese einen direkten fachlichen, beruflichen oder persönli-

chen Bezug zur Thematik aufweisen. Die interviewten Personen wurden nach dem Zufalls-

prinzip beziehungsweise aufgrund persönlicher Vorbeziehungen und vor dem Hintergrund 

derer Interviewbereitschaft ausgewählt. Die Stichprobe kann nicht als repräsentativ gelten.  
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Im Detail handelt es sich um folgende Fälle: 

Interview 1: Beamter bei der Bewährungshilfe mit staatlicher Zulassung und abgeschlosse-

nem Diplomstudium der Sozialen Arbeit  

Interview 2: Angestellte bei der Bewährungshilfe mit staatlicher Zulassung und abgeschlos-

senem Diplomstudium der Sozialen Arbeit 

Interview 3: Unter Bewährung stehende Dame mit gerichtlich angeordneter Bewährungshil-

fe-Unterstellung  

Die Interviewteilnehmer_innen wurden direkt angesprochen und um die Durchführung des 

Interviews gebeten.  

Analyse der Entstehungssituation 

Die Interviews erfolgten auf dem Prinzip der Freiwilligkeit. Eine Gegenseitigkeit war daher 

nicht wirklich gegeben, aber es erschloss sich der Eindruck, dass die interviewten Personen 

aufgrund deren persönlichen Bezugs ein eigenes Interesse daran hatten, sich zur Materie zu 

äußern und ihre Erfahrungen kund zu tun. Da eine persönliche Vorbeziehung zur Interviewe-

rin bestand, war außerdem die Bereitschaft, diese bei ihrer Abschlussarbeit zu unterstützen, 

sehr hoch, was den Teilnehmer_innen durch ein persönliches Geschenk gedankt wurde. 

Bei den Gesprächen handelt es sich um offene und halbstrukturierte, das heißt leitfadenori-

entierte und damit vorstrukturierte, aber in ihrer Durchführung frei gestaltete Interviews. 

Ein Interviewleitfaden dient nach Gläser und Laudel (2010: 42) dazu, explizite Fragen zu stel-

len, welche jedoch in ihrer Formulierung und Reihenfolge unverbindlich sind. Angewandt 

wurde diese Methode, da durch die Interviews verschiedene Themen erschlossen werden 

sollten, die dem Ziel der Untersuchung, also der Erforschung eines eventuellen Zusammen-

hangs zwischen sozialer Ungleichheit und Kriminalität und weiterer damit in Verbindung 

stehender Aspekte, dienlich sein sollten. Es war also schon vor Interviewführung klar, welche 

Informationen und Thematiken erfragt und untersucht werden sollten (vgl. ebd.: 111). Die 

Interviewleitfäden sind im Anhang dieser Arbeit angefügt. Die Gespräche wurden durch die 

Autorin selbst geführt und waren in ihrem Aufbau, ihrer Struktur und Themenwahl auf die zu 

untersuchende Fragestellung ausgerichtet. Durchgeführt wurden diese in aufsuchender 

Form an den Dienststellen (Interviews 1 und 2) beziehungsweise in der Wohnung (Interview 

3) der Befragten.  
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Formale Charakteristika des Materials 

Alle Interviews wurden mit einem, von der Hochschule Landshut explizit für derartige Zw e-

cke zur Verfügung gestellten, Diktiergerät aufgezeichnet und als Volltranskript niederge-

schrieben. Die Verwendung eines Diktiergeräts sollte dazu beitragen, den Gesprächsverlauf 

möglichst detailliert wiederzugeben und dem Verlust wichtiger Informationen vorzubeugen. 

Die für die Transkription festgelegten und angewandten Transkriptionsregelungen sind im 

Anhang dieser Arbeit zu finden.  

 3.2.2b  Fragestellung der Analyse 

Richtung der Analyse 

Die im Rahmen dieser Bachelorarbeit durchgeführte empirische Untersuchung orientiert sich 

an dem persönlichen beziehungsweise fachlichen Kenntnisstand der interviewten Personen 

beziehungsweise deren Erfahrungen in den Bereichen Kriminalität und soziale Benachteili-

gung und aller damit zusammenhängenden Kriterien. Die Fragestellung war daher fach- be-

ziehungsweise erfahrungstheoretisch sowie erfahrungspsychologisch ausgerichtet. Die Be-

fragten sollten dazu motiviert werden, ihren Wissensstand, ihre Erfahrungen sowie ihre ei-

gene Sichtweise bezüglich der Materie preiszugeben und Anregungen zur Veränderung zu 

geben. Bei dem letzten Interview standen insbesondere entwicklungsgeschichtliche, emoti-

onale, kognitive und soziale Faktoren im Visier. Die Entwicklungsgeschichte wurde bei allen 

Gesprächen vorangestellt um deutlich zu machen, aus welcher Perspektive zur Thematik 

Auskunft gegeben wird und welchen Bezug die einzelnen Teilnehmer_innen hierzu haben. 

Theoriegeleitete Differenzierung der Fragestellung 

Die ersten beiden Interviews mit einem Bewährungshelfer und einer Bewährungshelferin 

enthalten Aussagen darüber, wie diese selbst zur Annahme eines eventuellen Zusammen-

hangs von Kriminalität und sozialer Benachteiligung stehen, insbesondere vor dem Hinter-

grund deren fachlicher Einschätzung und ihrer Erfahrungen im eigenen beruflichen Alltag 

und Handeln. Außerdem wurden Themen wie Präventions- und Interventionsmöglichkeiten 

erörtert sowie deren allgemeine Sichtweise bezüglich aktueller (sozial-)politischer, struktu-

reller und/oder gesellschaftlicher Gegebenheiten. Unter den ersten Kapiteln dieser Arbeit 

wurden bereits theoretische Bezüge und aktuelle Forschungserkenntnisse aufgeführt, wel-

che den Grundstock für die wissenschaftliche Untersuchung lieferten. Dabei war von Inte-

resse, wie diese Ansätze durch die Fachkräfte selbst erlebt und gesehen werden.  
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Die Hauptfragestellungen waren dabei Folgende: 

Themengebiet 1: Welchen eigenen entwicklungsgeschichtlichen Hintergrund weisen die in-

terviewten Personen auf? 

Themengebiet 2: Was verstehen die Fachkräfte unter sozialer Ungleichheit beziehungsweise 

sozialer Benachteiligung im Detail und wie erleben sie dies im eigenen beruflichen Alltag? 

Themengebiet 3: Wie stehen diese zur Theorie eines Zusammenhangs von Kriminalität und 

sozialer Benachteiligung, auch vor dem Hintergrund eigener beruflicher Erfahrungen? 

Themengebiet 4: Wie werden bereits bestehende Interventions- und Präventionsmöglichkei-

ten eingeschätzt, auch in Bezug auf Defizite in den genannten Bereichen? 

Themengebiet 5: Wie ist deren fachlicher Blick auf den aktuellen Stand (sozial-)politischer, 

struktureller oder gesellschaftlicher Gegebenheiten zur Schaffung sozialer Gerechtigkeit und 

Kriminalprävention.  

Das zweite Interview, geführt mit einer unter Bewährung stehenden Person, enthält Aussa-

gen über ihre Erfahrungen mit ihrer strafrechtlichen Situation und damit zusammenhängen-

den bestehenden beziehungsweise erlebten Benachteiligungen. Darüber hinaus wurden 

auch hier die Themen Prävention und Intervention erörtert. 

Die erfragten Themengebiete waren dabei: 

Themengebiet 1: Aus welchem entwicklungsgeschichtlichen Hintergrund stammt die Pro-

bandin? 

Themengebiet 2: Wie definiert die Befragte soziale Ungleichheit beziehungsweise Soziale 

Benachteiligung und welchen eigenen Bezug hat sie hierzu? 

Themengebiet 3: Welchen Zusammenhang sieht die interviewte Person zwischen eigenen 

Benachteiligungsfaktoren und ihrer strafrechtlichen Lage? 

Themengebiet 4: Welche bisherigen Erfahrungen hat die Interviewte mit Hilfsangeboten 

gemacht und wie steht diese allgemein zu bestehenden Interventions- und Präventionsmaß-

nahmen beziehungsweise wo sieht sie hierbei Defizite? 
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Theoretische Grundlagen 

Forschungsfrage 

Beschreibung der empirischen Vorgehensweise: Erhebungs- und Auswertungsdesign 

Dimensionen von Erhebung und Auswertung: Ausgangsmaterial, Fragestellung und Ablauf 

Vorausgehende ergänzende Gesprächsanalyse: Interviewbericht und Gedächtnisprotokoll 

Erstellung einer schriftlichen Auswertungsmatrix: 

Schritt 1: Strukturierung nach Themenbereichen 

Schritt 2: Zuordnung zugehöriger Originalaussagen 

Schritt 3: Paraphrasieren der Originalaussagen 

Schritt 4: Generalisierung der paraphrasierten Stellen 

Schriftliche Volltranskription 

Verwertung und Interpretation der gewonnenen Erkenntnisse zur 

Bearbeitung der Forschungsfrage mittels unterschiedlicher Inter-

pretationsformen und nach vorstrukturierten Teilfragestellungen 

Zusammenfassung 

 

3.2.2c Ablaufmodell der Analyse 

Um die empirische Vorgehensweise übersichtlich darzustellen, wurde für die Beschreibung, 

Auswertung und Analyse des gewonnenen Materials, zusammenfassend nachfolgendes Ab-

laufmodell erstellt: 

 

 

 

 

 

Dieses Modell soll einen Überblick über die Aufarbeitung und Auswertung der mittels der 

Expert_inneninterviews erworbenen Erkenntnisse liefern, mit dem Ziel, die einzelnen Inter-

pretations- und Auswertungsschritte für den/die Leser_in dieser Arbeit nachvollziehbar und 

überprüfbar zu machen.  

3.2.3 Darstellung und Interpretation der gewonnenen Erkenntnisse 

Im Folgenden werden die Ergebnisse, welche durch die Interviews erschlossen werden konn-

ten und im Rahmen der qualitativen Inhaltsanalyse systematisch aufgearbeitet wurden, dar-

gestellt und interpretiert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nicht für alle Themenbereiche 

vergleichbare Informationen aus den einzelnen Gesprächen zur Verfügung stehen, da das 



 
40 

 

dritte Interview aus einer anderen Perspektive und daher mit anderen theoriegeleiteten 

Schwerpunkten und Fragestellungen als die ersten beiden Interviews geführt wurde.  

 3.2.3a (Straftatbezogene), persönliche und schulische / berufliche Angaben 

Bei den Interviews 1 und 2 wurden entwicklungsgeschichtliche Daten in kurz gefasster Form 

erhoben um den individuellen Bezug der Befragten zur Thematik ersichtlich zu machen. 

Themenschwerpunkte waren hierbei Herkunft und Familie, soziale ‚Schichtzugehörigkeit‘ 

und schulischer / beruflicher Werdegang. Bei dem dritten Interview machte dieser Inter-

viewabschnitt einen weitaus größeren Teil des Gesprächs aus, da durch die Analyse der Ent-

wicklungsgeschichte und derzeitigen Lebensverhältnisse der Befragten Aufschluss über de-

ren individuelle soziale Lage, vor dem Hintergrund sozialer Benachteiligungserfahrungen, 

gegeben wird. Schwerpunkte waren hierbei die verübte(n) Straftat(en), die Herkunft und 

Familie der Probandin, ihre soziale ‚Schichtzugehörigkeit‘, schulische und berufliche Lauf-

bahn, ethnische Herkunft / Migrationshintergrund sowie ihr soziales Umfeld. Die Befragten 

werden nachfolgend als B1, B2 und B3 bezeichnet, die Transkripte als T1, T2 und T3 und die 

Auswertungsmatrizen als A1, A2 und A3 (entsprechend der Interviews 1, 2 und 3). 

Es zeigte sich, dass sowohl B1 als auch B2 keine erwähnenswerten oder als solche zu verste-

henden sozialen Benachteiligungserfahrungen gemacht haben. Beide stammen aus gut situ-

ierten beziehungsweise sozial gesicherten Verhältnissen und weisen sowohl in finanzieller 

und materieller, als auch bildungsbezogener Hinsicht gute Voraussetzungen auf. Sie verfü-

gen über ein hohes Bildungsniveau, eine gesicherte Arbeitsstelle mit geregeltem, gutem Ein-

kommen, materielle Sicherheiten wie einem Eigentumshaus und beschreiben ihre Lebensla-

ge als vollumfassend zufriedenstellend (A1: 1-4; A2: 1-6).  

Aus den Schilderungen von B3 lassen sich in vielfältiger Weise Bezüge zu einer sozialen Be-

nachteiligung herstellen. Trotz finanzieller und materieller Sicherheit ihrer Herkunftsfamilie 

(A3: 15f.) lassen sich die Lebensverhältnisse, aus denen B3 stammt, als prekär umschreiben, 

ihre Kindheit und Jugendzeit waren geprägt durch Gewalterfahrungen vonseiten der Eltern 

und Gefühle der Vernachlässigung bei gleichzeitiger Bevormundung. Die in ihren Augen 

dramatischste Erfahrung war ihre Zwangsverheiratung im Alter von 15 Jahren. Das Verhältnis 

zu ihrer Familie ist konfliktbehaftet und mit Gefühlen der Wut und des Hasses verbunden. 
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Emotionale wie soziale Unterstützung erhielt / erhält B3 durch ihre Tante und Großmutter 

(A3: 5-10).  

Nach der Scheidung flüchtete B3, im Alter von 16 Jahren, von Zuhause und lebte ab diesem 

Zeitpunkt an unterschiedlichen Orten und in unterschiedlichen Unterkünften. Aus dem In-

terview ergeben sich insgesamt fünf Beziehungen, inklusive der Zwangsheirat und einer wei-

teren Scheinehe mit einem Bekannten. Aus drei partnerschaftlichen Beziehungen entstan-

den fünf Kinder (A3: 10 – 13, 16). Diese sind im Alter von 4 bis 16 Jahren allesamt unter-

haltsberechtigt (A3: 13f.).  

B3 ist derzeit arbeitssuchend. Sie lebt mit ihrem Partner und vier ihrer Kinder in einer Miet-

wohnung, deren Größe und Lage als zufriedenstellend umschrieben werden. Die Familie lebt 

von Arbeitslosengeld II, Kindergeld und Unterhaltsvorschuss, der aktuelle Lebenspartner 

beteiligt sich an Miete und Ausgaben. Finanzielle Mittel sowie materielle Ausstattung der 

Familie sind begrenzt und häufig nicht ausreichend (A3: 16-20). 

B3 verfügt über keine bis kaum schulische und berufliche Qualifikationen, sie weist einen 

niedrigen Bildungsstand auf (Förderschul-/Hauptschulniveau) und hat keine berufliche Aus-

bildung absolviert. Es scheint eine Hürde für sie darzustellen, eine Arbeitsstelle zu finden, 

Gründe könnte ihr Mangel an Qualifikation sein sowie an Flexibilität bezüglich häufig voraus-

gesetzter Kriterien wie Arbeitszeit und -Ort. Ein Verlust an eigener Antriebskraft, resultie-

rend aus jenen Aspekten, wird von B3 beschrieben (A3: 20-23). 

Die Befragte hat einen türkischen Migrationshintergrund, ist aber in Deutschland geboren. 

Sie fühlt sich integriert und wohl, weist aber teilweise sprachliche Defizite auf, welche ihr 

häufig Schwierigkeiten bereiten (A3: 23f.).  

B3 verfügt über keine besondere soziale Anbindung oder tiefergehende soziale Beziehungen 

und beschreibt ein grundlegendes Misstrauen gegenüber anderen aufgrund schlechter Vor-

erfahrungen (A3: 24f.).  

Sie wurde wegen zweifachem Sozialleistungsbetrug und einiger geringfügiger aber einschlä-

giger Vorgeschichten zu einer Gesamtbewährungsstrafe von 3 Jahren verurteilt. Sie gesteht 

ihre Schuld zum großen Teil ein, sieht die Gründe für ihre Straftaten jedoch nicht in einer 

bösen Absicht ihrerseits, sondern in eigener Naivität, Unwissenheit und individuellen Defizi-

ten, wie sprachlichen Unsicherheiten. Sie zieht wichtige Erkenntnisse aus diesen Erfahrun-
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gen, insbesondere die Lehre, sich künftig bei Schwierigkeiten und Unklarheiten Unterstüt-

zung zu suchen (A3: 1-5).  

Zusammenfassung und Interpretation  

Bei den Befragten B1 und B2 ist davon auszugehen, dass diese einen neutralen Bezug zu 

Thematiken wie ‚Sozialer Ungleichheit‘ und ‚sozialer Benachteiligung‘ sowie ‚Kriminalität‘ 

haben, da sie keinerlei derartige Vorerfahrungen ihrerseits gemacht haben. Es kann also vo-

rausgesetzt werden, dass deren nachfolgend dargestellten Äußerungen, ihrem fachlichen 

und beruflichen Kenntnis- und Wissensstand sowie ihrer Erfahrungen im eigenen, langjähri-

gen beruflichen Handeln entstammen.  

Die Analyse der Entwicklungsgeschichte und derzeitigen Lebenslage der Befragten B3 lässt 

Schlüsse dahingehend zu, dass die Bewährungshilfe-Probandin in vielerlei Hinsicht soziale 

Benachteiligung erfahren hat und erfährt. Ihre Lebensgeschichte und Lebensumstände las-

sen sich als problem- und konfliktbehaftet beschreiben und scheinen für die Betroffene häu-

fig eine Belastung darzustellen. Emotionale Aspekte, wie Gefühle der Wut und des Hasses 

sowie eine individuell erlebte Antriebslosigkeit und Resignation sind eigens beschriebene 

und/oder anzunehmende Folgen mit erneuten Auswirkungen auf die soziale Lage der Be-

fragten, zum Beispiel in Form eines Verweilens in Arbeitslosigkeit aufgrund eines Mangels an 

Aktivität und Engagement (Hierzu mehr unter 3.2.3b). 

 3.2.3b ‚Soziale Ungleichheit‘/‚ Soziale Benachteiligung‘ – Begriffliche Auseinandersetzung 

Die Vorstellungen der Begriffe ‚Soziale Ungleichheit‘ und ‚Soziale Benachteiligung‘ sind nicht 

bei allen Interviews identisch beziehungsweise es zeigte sich zum Teil, dass keine eindeutige 

Definition oder Auffassung der Begrifflichkeiten vorlag.  

Aus dem Interview 1 lässt sich soziale Benachteiligung als >>Einschränkung [ ] individuelle[r] 

Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten […]<< (A1: 4) umschreiben, wofür Erziehungs- 

und Bildungsdefizite beziehungsweise negative Kindheitserfahrungen und daraus resultie-

rende künftige Einschränkungen grundursächlich sind. Derartige Einschränkungen sind zum 

Beispiel eine mangelhafte Sozialisation mit Defiziten bezüglich wichtiger Kompetenzen, wie 

der Impuls- und Selbstkontrolle. Soziale Benachteiligung zeigt sich in unterschiedlichen Be-

reichen, wie der finanziellen und beruflichen Situation, der Freizeitgestaltung und anderem 

Sie entsteht oftmals prozesshaft im Sinne zahlreicher aufeinander aufbauender Faktoren 
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und wird durch gesellschaftliche Kriterien mit bedingt. Die Folgen sind vielfältig, so zeigen 

sich beim Einzelnen beispielsweise eine Beeinträchtigung der Lebensqualität, Gefühle der 

Frustration und Unzufriedenheit sowie Schwierigkeiten, gesellschaftlichen Ansprüchen ge-

recht zu werden. Aspekte wie Suchtmittelabhängigkeiten und Straffälligkeit sind häufige 

Konsequenzen. Hinsichtlich der Gesellschaft äußert sich soziale Ungleichheit besonders in 

steigenden Sozialausgaben (A1: 4-9). 

Die Befragte B2 sieht soziale Ungleichheit insbesondere als ungleiche Verteilung finanzieller 

oder materieller Mittel. Diese sei gesellschaftlich konstruiert und – gemessen an bestimmten 

Normen und Erwartungshaltungen – zugeschrieben. Als ursächlich ergeben sich laut B2 Er-

ziehungsdefizite und/oder problematische Kindheitserfahrungen mit entsprechenden Aus-

wirkungen auf das künftige Leben sowie Diskriminierungen durch die Gesellschaft aufgrund 

zahlreicher Kriterien, wie beispielsweise dem Geschlecht. Die Folgen, die sich aus dem Ge-

spräch erschließen, sind umfangreich und äußern sich etwa in emotionalen sowie körperli-

chen Bereichen, Gefühlen wie Hass, Neid, Perspektivlosigkeit, Demotivierung und Angst oder 

hinsichtlich gesundheitlicher Einschränkungen aufgrund eines Mangels an finanziellen Mit-

teln. Es kommt zu eigenen Abwertungen, Selbstverleugnungen und einem Verlust an Selbst-

bewusstsein. Gesellschaftlich betrachtet führt eine wachsende soziale Ungleichheit zu einer 

Entfremdung verschiedener Personengruppen beziehungsweise ‚Schichtzugehöriger‘, zu 

steigenden Sozialausgaben und einer zunehmenden gesellschaftlichen Verantwortung für 

den Einzelnen (A2: 6-9).  

Im Interview 3 zeigte sich, dass die Befragte keine genaue Vorstellung davon hat, was unter 

den erfragten Begrifflichkeiten zu verstehen ist. Es wurde eine eigene Begriffsklärung – ori-

entiert an den in dieser Arbeit herausgearbeiteten Faktoren – vorgestellt und dem weiteren 

Gesprächsverlauf und nachfolgenden Fragestellungen zugrunde gelegt (A3: 25f.).  

Zusammenfassung und Interpretation 

Es wird deutlich, dass die Erklärungsgesuche der Befragten – ausgenommen dem Interview 3 

– mit der begrifflichen Auseinandersetzung im Rahmen dieser Arbeit in vielen Bereichen de-

ckungsgleich sind. Der gesellschaftliche Bezug wird vielfach herausgestellt, was betont, dass 

die Ausprägungen sozialer Ungleichheiten und sozialer Benachteiligungen nicht als Gege-

benheiten gesehen werden, sondern sich durch gesellschaftliche Erwartungen und Werte 
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definieren sowie als gesellschaftlich zugeschriebene Konstrukte nicht selten vom individuel-

len Erleben vermeintlich Betroffener abweichen. Benachteiligungserfahrungen können also 

auch als subjektiv gesehen werden bei vergleichbaren Folgen für Betroffene. Ebenso deutlich 

wird, dass die Ursachen für Benachteiligungen in erster Linie in der sozialen Herkunft und 

Lebensgeschichte von Menschen verortet werden, was insbesondere den Aspekt der    

(Start-)Chancengerechtigkeit in den Blick nimmt. Den, durch Geburt oder in der Kind-

heit/Jugendzeit und Erziehung erworbenen Voraussetzungen, zum Beispiel Kompetenzen 

wie emotionale Stärke, Sozialverhalten, Impulskontrolle und anderem oder dem Selbstbild 

eines Menschen, entwachsen in vielfältiger Weise Chancen und Perspektiven für das künfti-

ge Leben, wobei sozial benachteiligte Menschen aufgrund individueller Mängel und Defizite 

weniger hiervon besitzen als andere, beispielsweise sozial besser gestellte Personen. Ein 

Zusammenhang zwischen sozialer Benachteiligung und dem Kriminalitätsrisiko von Men-

schen wird hier erstmalig angedeutet. 

 3.2.3c Fachliche, berufliche und persönliche Erfahrungen mit sozialer Benachteiligung  

Die Interviews 1 und 2 zielten unter anderem auf Erfahrungen mit den zu untersuchenden 

Thematiken im Rahmen des Arbeitsfeldes und beruflichen sowie fachlichen Handelns ab. Im 

3. Gespräch ging es in erster Linie um individuelle Erfahrungsberichte hinsichtlich des eige-

nen Lebens.  

Aus den Äußerungen des B1 geht hervor, dass soziale Benachteiligung ein Thema von be-

trächtlicher Relevanz für das Berufsfeld der Straffälligenarbeit darstellt. Häufige Beispiele 

zeigen sich in den Bereichen Beruf, zum Beispiel durch mangelnde Jobsicherheit, Finanzen, 

beispielweise durch niedrige Einkommen und Justiz, etwa durch eine oftmals wahrnehmbare 

Voreingenommenheit bezüglich der Strafzumessung. Prozentualen Schätzungen des Inter-

viewten Zufolge beläuft sich die Zahl der zur Unterschicht zugehörigen Proband_innen auf 

circa 80 – 90 % und der direkt sozial benachteiligten Personen auf circa 50 %. Dies bedeutet 

für Betroffene eine massive Einschränkung mit einer Beeinträchtigung der Lebensqualität 

sowie zahlreicher anderer Lebensbereiche. Häufig wahrzunehmen ist die Schwierigkeit, ge-

sellschaftliche Ansprüche und allgemeine Verpflichtungen zu erfüllen. Die (sozialpädagogi-

sche) Zusammenarbeit wird hierdurch erschwert, da Mängel wertvoller Fähigkeiten wie Zu-

verlässigkeit, sowie Hürden, zum Beispiel in Bezug auf den Zugang zu staatlichen Leistungen, 

eine an gesellschaftliche Erwartungen, Normen und Werte angepasste Lebensführung und 
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geregelte Alltagsbewältigung behindern. Regelmäßige Rückschläge und häufiges Scheitern 

ziehen Gefühle der Frustration nach sich (A1: 9-11).  

Die fachliche Einschätzung, welche sich aus dem 2. Interview eröffnet, ist hiermit nahezu 

identisch. Prozentual wird die Zahl sozial benachteiligter Proband_innen auf 80 % beziffert. 

Konkrete Erfahrungen belaufen sich größtenteils auf, seitens der B2 bereits analysierten, 

Auswirkungen und Faktoren sozialer Benachteiligung, so etwa prekäre Kindheits- und Jugen-

derfahrungen wie Sucht in der Familie und daraus resultierende Schwierigkeiten, welche das 

Leben verkomplizieren. Notwendige Anforderungen, zum Beispiel der Kontakt zu Behörden, 

gestalten sich in der Folge als sehr schwierig. Dies wird durch Vorurteile und Prozesse der 

Stigmatisierung mit einem häufig wahrnehmbaren ‚Anders-Behandelt-Werden‘ verschärft. 

Erfolgsaussichten sind – in Abhängigkeit individueller Kriterien wie der Veränderungsmotiva-

tion – gegeben, wenngleich die Zusammenarbeit durch die sozialen Benachteiligungsfakto-

ren erschwert wird (A2: 10-14).  

Die eigens erlebten Benachteiligungen der Befragten B3 sind umfangreich und vielfältig. Es 

zeigen sich finanzielle Einschränkungen und materielle Entbehrungen und eine diesbezüglich 

wahrgenommene Benachteiligung gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen sowie Beein-

trächtigungen hinsichtlich der Lebens-, Alltags- und Freizeitgestaltung aufgrund begrenzter 

finanzieller Mittel. Überdies ergeben sich nachteilhafte Wohnverhältnisse, da die bisherige, 

durch staatliche Einrichtungen finanzierte, Wohnsituation der Familie unzumutbar war und 

die derzeitige, nur zum Teil staatlich geförderte, verbesserte Unterkunft einen erheblichen 

finanziellen Mehraufwand nach sich zieht. Benachteiligungen in Bezug auf staatliche Unter-

stützung allgemein – unter Berücksichtigung damit verbundener häufig sehr hoher Voraus-

setzungen, Vorgaben und Erwartungshaltungen – werden darüber hinaus ersichtlich. Außer-

dem fühlt B3 sich sprachlich benachteiligt, sowohl aufgrund ihres Migrationshintergrunds als 

auch – wie anzunehmen ist – aufgrund fehlender Bildung, was sich zum Beispiel in Verständ-

nisschwierigkeiten bei behördlichen Angelegenheiten niederschlägt. Auch bei der Arbeits-

platzsuche nimmt B3 Benachteiligungen wahr, da die teils sehr hohen Ansprüche der Arbeit-

geber individuelle Lebenslagen unberücksichtigt lassen, beispielsweise eine mangelnde Fle-

xibilität von Müttern (A3: 26-32).  
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Zusammenfassung und Interpretation 

Die gewonnenen Informationen lassen die Behauptung zu, dass soziale Benachteiligungen in 

der Personengruppe der Straffälligen keineswegs eine Seltenheit darstellen, was die Annah-

me stützt, dass soziale Ungleichheit in direktem und indirektem Zusammenhang zu Krimina-

litätsrisiken steht. Die beobachteten sowie eigens erlebten Benachteiligungen mit allen da-

mit verbundenen Beeinträchtigungen und Schwierigkeiten zeigen zudem, wie vielschichtig 

das Thema ist und wie einschneidend die Auswirkungen für das Leben Betroffener sind. Dies 

zieht außerdem nicht unerhebliche Konsequenzen für damit in Konfrontation stehende Ar-

beitsfelder der Sozialen Arbeit nach sich, wie hier am Berufsfeld der Bewährungshilfe deut-

lich wird.  

 3.2.3d Soziale Ungleichheit / Soziale Benachteiligung und Kriminalität 

Nach dieser einleitenden thematischen Auseinandersetzung wurde konkret nach einem Zu-

sammenhang zwischen sozialer Ungleichheit beziehungsweise Faktoren der sozialen Benach-

teiligung und Kriminalitätsrisiken von Menschen gefragt.  

B1 hebt hervor, dass von einem Zusammenhang zwischen der sozialen Benachteiligung und 

dem Straffälligkeits-Risiko von Menschen ausgegangen werden müsse, was sich auch in sei-

nen Erfahrungen im Rahmen der Bewährungshilfe wiederspiegle. So begünstigen soziale 

Benachteiligungen in vielfältiger Weise kriminelle Handlungsweisen, was durch den Befrag-

ten wie folgt erklärt wird: 

Individuelle Kriterien, welche bereits näher erläutert wurden, wie ein Mangel an Ressourcen 

oder Kompetenzen, erschweren das Leben Betroffener und führen dazu, dass diese regel-

mäßig von der Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen oder Vorzügen ausgeschlossen wer-

den, so zum Beispiel der Konsumteilhabe aufgrund materieller Notlagen. Hierdurch sinke 

nicht selten die Hemmschwelle, Straftaten zu begehen, da beispielsweise versucht werde, 

Benachteiligungen auf kriminellem Wege zu kompensieren. Es stellen sich Gefühle der Unzu-

friedenheit, Frustration, Ohnmacht oder Gleichgültigkeit ein, wodurch jener Effekt verstärkt 

werde. Außerdem sei zu beobachten, dass die Wahrscheinlichkeit, in ‚kriminelle Kreise‘ zu 

geraten und dadurch selbst in Gesetzeswidrigkeiten verwickelt zu werden, bei sozial benach-

teiligten Personengruppen besonders hoch ist, was besonders junge Leute betreffe. Um ein 

Beispiel zu nennen: Desolate Wohnverhältnisse oder Schwierigkeiten im Elternhaus, wie es 

bei sozial benachteiligten Kindern und Jugendlichen häufig der Fall ist, treiben diese auf öf-
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fentliche Orte und damit nicht selten in delinquente Umfelde. Die Wirkung von Selektions-

prozessen im Rahmen der Strafverfolgung vor dem Hintergrund einer systemischen bezie-

hungsweise strukturellen Kriminalisierung von Menschen dürfe überdies nicht vernachlässig 

werden. So falle beispielsweise in sozialen Brennpunktvierteln die Polizeipräsenz höher aus, 

wodurch auch das Risiko für dort ansässige Menschen steige, kontrolliert zu werden. B1 er-

klärt darüber hinaus, dass Kriminalität ihrerseits auf die soziale Lage von Menschen           

(zurück-)wirke, wodurch soziale Benachteiligungen und damit verbundene Problematiken 

verursacht beziehungsweise verschärft werden. Dies beziehe sich zum Beispiel auf die direk-

ten und indirekten Folgen der Straffälligkeit, wie dem Verlust von Arbeitsplätzen, Beziehun-

gen und anderem oder die verhängten Strafen an sich, zum Beispiel hohe Geldstrafen. B1 

beschreibt eine zunehmende soziale Kälte, hin zu immer mehr Strenge und einem Verlust 

von Barmherzigkeit im Umgang mit straffälligen und/oder sozial benachteiligten Menschen. 

Eine wachsende Kluft zwischen dem Volk und politischen Entscheidungsinstanzen verstärke 

soziale Problematiken, da das Verständnis für die unterschiedlichen Lebenslagen und Bedar-

fe zunehmend verloren gehe. Gesellschaftliche Resignation, etwa gekennzeichnet durch eine 

wachsende Wahlverweigerung, treiben dies weiter voran. Unter Berücksichtigung all jener 

Aspekte steigen auch das subjektive Erleben sozialer Benachteiligung und damit verbundene 

emotionale und kognitive Auswirkungen wie Wut, Missmut oder Aussichtslosigkeit, weshalb 

sich bei Betroffenen oftmals eine ablehnende, lethargische oder auf Widerstand abzielende 

Grundeinstellung manifestiere. Was dem Ganzen entwachse, sei ein Kreislauf der wechsel-

seitigen Beeinflussung und Verstärkung der Bereiche ‚Kriminalität‘ und ‚Sozialer Ungleich-

heit‘ beziehungsweise ‚Sozialer Benachteiligung‘ mit verheerenden Folgen für die Resozial i-

sierung und Reintegration (A1: 12-21).  

Die in Interview 1 umschriebenen Sachverhalte spiegeln sich in Gespräch 2 nahezu komplett 

wieder. Auch B2 schätzt einen Zusammenhang von sozialer Benachteiligung und Straffällig-

keit als gegeben ein. Hervorgehoben werden besonders der Effekt der Reduktion von 

Hemmnissen bezüglich der Ausübung krimineller Handlungen, ausgelöst durch die unmittel-

baren Folgen sozialer Benachteiligung, beispielsweise auf emotionaler Ebene, sowie die Ten-

denz Betroffener, erlittene Benachteiligungen mittels Straffälligkeit auszugleichen. Insbe-

sondere bei jungen Leuten zeige sich regelmäßig, dass jene sich aus nicht selten vorherr-

schenden prekären Lebensverhältnissen, familiären Konflikten, erlebten Vernachlässigungen 
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oder ähnlichem in delinquentes Verhalten flüchten um auf diese Art und Weise beispielswei-

se die Aufmerksamkeit und Anerkennung zu erlangen, die ihnen im Elternhaus verwehrt 

bleibt. Eine Rückwirkung von Kriminalität auf soziale Missstände beziehungsweise eine Ver-

stärkung dieser, basierend auf den durch Straffälligkeit hervorgerufenen Problematiken, 

steht für B2 außer Frage. Prozesse der Stigmatisierung und Vorurteilsbildung sowie eine 

hierdurch erlebte Exklusion Betroffener begünstigen dies zusätzlich. Folge sei – wie bereits 

durch B1 herausgestellt – ein ‚Teufelskreis‘ der gegenseitigen Verstärkung von Straffälligkeit 

und sozialer Benachteiligung, in dem Betroffene sich häufig wiederfinden. Eine Erhöhung des 

Rückfallrisikos durch Benachteiligungsfaktoren sei jedoch nicht zwangsläufig vorauszusetzen, 

da hierbei auch individuelle Aspekte, wie die Eigenmotivation oder Offenheit gegenüber 

Maßnahmen der Resozialisierung, ausschlaggebend seien (A2: 14-19). 

B3 wurde nach deren persönlicher Einschätzung bezüglich der Wechselwirkung zwischen 

ihren erlebten Benachteiligungen und verübten Straftaten gefragt. Aus den Äußerungen 

geht hervor, dass die Befragte, vor dem Hintergrund ihrer Kindheits- und Jugenderfahrun-

gen, schon sehr früh mit erheblichen Erschwernissen konfrontiert war. Deren Startchancen 

stellten sich folglich als eher schwierig dar, was für B2 – wenngleich diese an ihrer eigenen 

Schuld keine Zweifel hegt – mit ursächlich für die nachfolgenden Problematiken war und 

dadurch auch die Straftaten in begünstigender Weise beeinflusste. Es wurde jedoch deutlich, 

dass sich die Befragte hiermit bislang kaum in tiefergehender Weise auseinandergesetzt und 

die Gründe oder Ursachen für ihre Vergehen wenig hinterfragt hat. Sie ist außerdem der 

Auffassung, dass sich durch ihre Straffälligkeit keine erwähnenswerten, ihre Lebensumstän-

de erschwerenden, Einschränkungen oder Benachteiligungen ergeben haben (A3: 32-35). 

Zusammenfassung und Interpretation 

Es zeigt sich, dass die fachlichen Einschätzungen der Befragten B1 und B2 übereinstimmen, 

da beide von einem Zusammenhang zwischen sozialer Ungleichheit und der Kriminalitätsbe-

lastung von Menschen ausgehen. Die Erklärungen der Interviewpartner_innen erscheinen 

dabei als durchaus plausibel und greifen vieles auf, was im Rahmen dieser Arbeit bereits 

theoretisch herausgearbeitet werden konnte. Zusammenfassend lässt sich die Thematik wie 

folgt erklären: Die Auswirkungen sozialer Benachteiligung stellen eine enorme (psycho-)so-

ziale Belastung für Betroffene dar und begünstigen in vielfältiger Weise deren ‚Bereitschaft‘, 

gesetzeswidrige Handlungsweisen an den Tag zu legen oder setzen die Hemmschwelle hier-



 
49 

 

zu herab. Gründe sind etwa der Versuch, erlittene Benachteiligungen und damit verbundene 

Mängel oder Einschränkungen zu kompensieren. Außerdem können häufig existierende Ge-

fühle des Ärgers, der Frustration und der Ausweglosigkeit und eine daraus resultierende pes-

simistische Grundhaltung gegenüber Bessergestellten oder der für die missliche Lage als ver-

antwortlich erklärten Gesellschaft, ursächlich hierfür sein. Soziale Benachteiligung geht zu-

dem oftmals einher mit kriminellen Lebenswelten, welche ihrerseits zu Kriminalität verlei-

ten. Die Konsequenzen der Gesetzeswidrigkeit wirken in der Folge in beeinträchtigender 

Weise auf die Lebensumstände der Menschen zurück und schaffen neue Formen und Aus-

prägungen der Benachteiligung, welche wiederrum Nährboden für delinquentes Verhalten 

liefern. Es entsteht ein Kreislauf der gegenseitigen Beeinflussung. Verstärkt wird der Effekt 

durch gesellschaftliche und/oder (kriminal-)politische Kriterien, hierunter Prozesse der Kri-

minalisierung und Selektion durch Strafverfolgungsinstanzen, sowie der Stigmatisierung und 

Exklusion.  

Die Befragte B3 weist als eine, unter Bewährung stehende und einschlägig vorbestrafte, Per-

son einen offensichtlichen Bezug zur Straffälligkeit auf. Aus den im Gespräch gewonnenen 

Informationen kann darüber hinaus eindeutig auf eine soziale Benachteiligung der Befragten 

geschlossen werden, was sich mit deren subjektivem Empfinden deckt. Auf Grundlage des-

sen ist – unter Berücksichtigung der Äußerungen der Befragten und ihrer individuellen Ein-

schätzung zur Problematik – eine direkte beziehungsweise indirekte Verbindung zwischen 

ihrer sozialen Lebenslage und den Umständen ihrer Straffälligkeit immerhin anzunehmen. 

Ein weiteres zu berücksichtigendes Kriterium ist die Art der Straffälligkeit von B3 sowie de-

ren eigene Einstellung bezüglich ihrer Vergehen. Hierzu wird auf den Punkt 3.2.3a verwiesen. 

Es ergab sich, dass B3 Gesetzesverstöße im Bereich Betrug beziehungsweise Sozialleistungs-

betrug beging. Nach eigener Ansicht sei sie aufgrund von Naivität, Unwissenheit, individuel-

ler Problematiken sowie einem Mangel an Kompetenzen in die strafbaren Handlungen ver-

wickelt worden, mitunter zum Beispiel sprachlicher Barrieren. Diese Behauptung konnte 

durch ihren Bewährungshelfer gestützt werden (T1: 24). Über die Frage, inwieweit die Straf-

fälligkeit vermieden werden hätte können, wenn sich die Lebensgeschichte der Befragten 

anders ereignet hätte, sie beispielsweise aus sozial stabilen und behüteten Verhältnissen 

stammen würde, kann keine Auskunft gegeben werden, da hierzu keinerlei gesicherte Er-

kenntnisse vorliegen. Allerdings erscheint es – unter Einbezug aller Informationen – als 
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durchaus wahrscheinlich, dass die individuellen Beeinträchtigungen der B3, welche in bedeu-

tendem Ausmaß aus ihren Benachteiligungen resultieren, immerhin eine ‚Mitverantwortung‘ 

für ihre Straffälligkeit tragen. Interessant ist hingegen die Bewertung der B3 hinsichtlich der 

Konsequenzen ihrer Kriminalität. Die Erwartung, dass die Nachteile, welche sich hieraus für 

deren Leben ergeben, als problematisch betrachtet werden, konnte nicht untermauert wer-

den. Die Befragte könne keinerlei zusätzliche Einschränkungen, resultierend aus ihren Geset-

zeswidrigkeiten, wahrnehmen, was in gewisser Weise dem entgegensteht, was sich durch 

die Interviews 1 und 2 ergab. 

 3.2.3e Interventions- und Präventionsmöglichkeiten 

Basierend auf dem, was sowohl theoretisch als auch im Rahmen des empirischen Teils bis-

lang sichtbar gemacht werden konnte, wurde im Anschluss der Versuch einer Brücke zu dem 

Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit in den Bereichen Straffälligen- beziehungsweise Bewährungs-

hilfe unternommen. Die Interviewten wurden nach deren fachlicher Beurteilung bezie-

hungsweise persönlicher Erfahrung hinsichtlich Präventions- und Interventionsmaßnahmen 

und/oder -Möglichkeiten befragt. Prävention meint hier insbesondere die Vorbeugung kri-

minellen Handelns im Sinne der Rückfallprävention sowie die Verhinderung und Verhütung 

sozialer Benachteiligungen. Intervention zielt in diesem Zusammenhang vor allem auf die 

Resozialisierung und Reintegration der Menschen ab, also darauf, diese mit geeigneten Me-

thoden und Hilfsangeboten in ein geregeltes und gesellschaftsfähiges Leben zurückzuführen, 

was unter anderem Bereiche wie die Arbeitsplatzsuche, die Beziehungsgestaltung oder die 

Bearbeitung individueller Problematiken, mit dem Zweck der persönlichen Weiterentwick-

lung, umfasst.  

Die allgemeinen ‚Eingriffsmöglichkeiten‘ im Rahmen der Bewährungs-/Straffälligenhilfe stufe 

B1 – in Abhängigkeit verschiedener Faktoren – als existent ein, wenngleich diese in entschei-

dendem Ausmaß durch zahlreiche Hürden gehemmt sind. Dies treffe auf soziale Einrichtun-

gen und Dienste im Allgemeinen zu. Die Erfolgsaussichten in der Arbeit mit Straffälligen 

und/oder sozial benachteiligten Menschen hängen also mitunter von dem individuellen Wil-

len und der Motivation des Einzelnen ab sowie von den Gegebenheiten und Rahmenbedin-

gungen, die auf gesetzlicher/politischer, gesellschaftlicher, struktureller und systemischer 

Ebene vorherrschen (hierzu mehr unter 3.2.3f). Dabei stelle die Arbeit einen Veränderungs-

prozess dar, in dessen Verlauf die Betroffenen etwa neue Kompetenzen erwerben oder be-
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stehende Defizite aufarbeiten sollen. Das Vorhandensein eines politischen Mandats der So-

zialen Arbeit mit Straffälligen beziehungsweise der Verantwortung, auch systemische 

und/oder strukturelle Mängel anzugehen und Veränderungen durchzusetzen, halte B1 für 

eher fraglich. Dies liege theoretisch betrachtet zwar im Interesse dieses Arbeitsfeldes und 

habe daher auch seine Notwendigkeit, sei praktisch jedoch nahezu unmöglich zu verwirkli-

chen. Die Arbeit könne demnach nur symptomatisch erfolgen und nicht die tatsächlichen 

Ursachen von sozialer Ungleichheit und Kriminalität beheben, welche nach Ansicht des Be-

fragten in erster Linie auf (gesellschaft-)politischer beziehungsweise struktureller und syste-

mischer Basis zu suchen seien. Dies sei ein Bereich, in dem die Unterstützung an ihre Gren-

zen stoße, da zahlreiche Hindernisse seitens der Politik sowie des Rechts- und Ordnungssys-

tems die Eingriffsmöglichkeiten erschweren oder verkomplizieren, was unter 3.2.3f genauer 

erläutert wird. Die erlebte Unfähigkeit, an jenen Gegebenheiten etwas zu verändern, frust-

riere und ziehe gelegentlich auch Gefühle der Ohnmacht nach sich. Die Arbeit gestalte sich 

zudem als sehr mühevoll, da es Klient_innen nicht selten an der – wie bereits angedeutet – 

notwendigen Motivation und Eigeninitiative mangele sowie an grundlegenden Vorausset-

zungen, zum Beispiel auf kognitiver Ebene, welche für eine eigenständige und stabile Le-

bensführung obligatorisch sind. Mitunter ein Ziel der Arbeit sei deshalb, die Leute dazu zu 

bewegen, problemauslösende Faktoren in ihrem Leben, beispielsweise kriminelle Bekann-

tenkreise, zu meiden, insoweit es sich als unmöglich herausstelle, die Proband_innen dazu zu 

befähigen, mit jenen Problemauslösern in angemessener Weise umzugehen.  

Konkrete Interventionsmöglichkeiten umfassen zum Beispiel punktuelle Hilfen wie eine Un-

terstützung in alltäglichen Angelegenheiten, bei Behördengängen oder Ähnlichem, Kompe-

tenztrainings, Motivations- und Einsichtsarbeit, Vermittlung von Unterstützungen, zum Bei-

spiel durch andere Einrichtungen, Herausarbeitung problemauslösender Faktoren mit dem 

Ziel einer Vermeidung dieser sowie gelegentlich auch finanzielle Unterstützung zur Überbrü-

ckung finanzieller Notlagen (A1: 21-28).  

Die Befragte B2 vertritt einen vergleichbaren Standpunkt wie B1 bezüglich der erfragten 

Thematiken, obschon diese die Erfolgsaussichten im Rahmen der Arbeit mit straffälligen, 

benachteiligten Menschen als weitaus höher und optimistischer einstufe. Grundvorausset-

zung seien ihrer Ansicht nach jedoch ebenso individuelle Kriterien, wie der Wille und die 

Bereitschaft der Klient_innen sowie deren Veränderungsmotivation im Allgemeinen und 
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deren Offenheit gegenüber den Unterstützungsangeboten. Hürden, die das sozialpädagogi-

sche Vorgehen als schwierig gestalten, zeigen sich zum Beispiel auf rechtlicher Ebene, etwa 

bezüglich der Schweigepflicht oder auf systemischer und struktureller Ebene, wie der allge-

mein vorherrschenden Wohnungsnot und der steigenden Mietpreise oder der wachsenden 

Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt.  

Die konkreten Interventionsmöglichkeiten gestalten sich B2 zufolge als enorm vielschichtig.  

Es gehe beispielsweise um allgemeine Gesprächsführung und Beratung, punktuelle Hilfen, 

Kompetenztrainings, finanzielle Unterstützung und anderes. Grundstock für eine erfolgrei-

che Zusammenarbeit stelle dabei eine durch Wertschätzung, Respekt und Akzeptanz gepräg-

te Werthaltung gegenüber den Proband_innen dar. In rückfallpräventiver Hinsicht schätze 

B2 die Chancen im Rahmen der Bewährungs- und Straffälligenhilfe als absolut präsent ein, 

was zum Beispiel spezifische Bildungsangebote in und um den Strafvollzug zur Reduktion von 

Bildungsbenachteiligungen und einer Erhöhung individueller beruflicher Qualifikationen um-

fasse. Sie verwies hierbei auch auf die Verantwortung der Politik und Gesellschaft bezüglich 

Maßnahmen zur generellen Verringerung sozialer Ungleichheiten, mit dem Ziel der Senkung 

von Rückfallrisiken und damit der Kriminalitätsbelastung im Allgemeinen (A2: 19-24). 

Aus dem dritten Interview ergab sich, dass die Befragte bereits multiple Erfahrungen mit 

sozialen beziehungsweise explizit staatlichen Diensten und Einrichtungen gemacht hat, unter 

anderem im Rahmen der Bewährungshilfe. Diese Erfahrungen variieren zum Teil sehr, wobei 

B3 die Hilfe durch staatliche Angebote und Leistungen als nicht ausreichend beziehungswei-

se bedarfsgerecht einstufe. Private Initiativen könnten diese Mängel teilweise gut ausglei-

chen, allerding schwanke die Qualität dieser Unterstützungen. Da sich die Aussagen dieses 

Abschnitts mit den Fragestellungen des nachfolgenden Kapitels überschneiden, wird die 

Thematik unter 3.2.3f noch einmal aufgegriffen. Über den Sinn und Zweck der Bewährungs-

hilfe beziehungsweise anderer, ihr auferlegter Hilfen, zum Beispiel der sozialpädagogischen 

Familienhilfe, äußert sich B3 sehr positiv. Sie fühle sich unterstützt, insbesondere bei Ang e-

legenheiten, die ihr selbst schwer fallen, da ihr ein erforderliches Wissen und Kompetenzen 

hierfür fehlen. Sie sehe derartige ‚Angebote‘ als Lehre für die Zukunft sowie als Chance, indi-

viduelle Defizite und Probleme zu bearbeiten. Sie stufe die Bewährungshilfe also allgemein 

betrachtet als hilfreiche Maßnahme ein, sozial benachteiligte und straffällige Menschen zu 

resozialisieren und in ein eigenverantwortliches Leben zurückzuführen (A3: 35-39). 
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Zusammenfassung und Interpretation 

Aus den ersten beiden Interviews lässt sich die Erkenntnis ziehen, dass die Möglichkeiten zur 

Prävention und Intervention, mit dem generellen Ziel der Resozialisierung, im Rahmen der 

Arbeit mit Straffälligen, durchaus existent sind, wenn auch in ihren Erfolgschancen durch 

zahlreiche Faktoren mit bestimmt. Erschwernisse, welche sich aus gesetzlichen Bestimmun-

gen oder strukturellen, systemischen und (gesellschafts-)politischen Rahmenbedingungen 

ergeben, können im Rahmen der Bewährungshilfe oder Straffälligenhilfe nicht beseitigt wer-

den, was ernüchternd wirken kann und den Erfolg der Unterstützung beeinträchtigt. Hier 

müsse die Politik und Gesellschaft vermehrt zur Verantwortung gezogen werden. Die bereits 

vollzogenen sowie erforderlichen Interventionen sollen dabei auf einen Veränderungspro-

zess abzielen und vielschichtige Angebote umfassen, welche von der punktuellen Bearbei-

tung individueller Problematiken hin zu Bildungs- und Entwicklungsangeboten reichen. Vo-

raussetzung ist mitunter die persönliche Veränderungsbereitschaft und –motivation sowie 

Offenheit der Betroffenen.  

Diese Einschätzung wird durch die persönlichen Erfahrungswerte der Interviewten B3 un-

termauert, welche bezüglich den Angeboten der Bewährungshilfe sowie weiterer, insbeson-

dere privater Unterstützungsleistungen positiv ausfallen, hinsichtlich staatlicher Hilfen je-

doch eher negativ gestimmt sind.  

 3.2.3f Kriminalprävention aus gesellschaftlicher und/oder (sozial-)politischer Hinsicht  

Im vorausgegangenen Kapitel wurde hervorgehoben, dass die Angebote im Sinne einer Prä-

vention straffälligen Verhaltens und sozialer Benachteiligungen, welche auf staatlicher Ebe-

ne vollzogen werden, als nicht ausreichend und angemessen eingeschätzt werden. Diese 

Fragestellung wurde explizit erörtert. Es ging dabei darum, herauszufinden, inwieweit staat-

liche, strukturelle, systemische, (sozial-)politische sowie gesellschaftliche Bedingungen sozia-

le Ungleichheiten und in der Folge auch eine Kriminalitätsbelastung begünstigen, welche 

kriminalpräventiven Maßnahmen in und um den Strafvollzug bereits vollzogen werden und 

was hierbei an Veränderungen als notwendig erachtet wird. Außerdem wurde nach der Ver-

antwortung durch Staat und Politik hinsichtlich der Problematik gefragt. Zusammengefasst 

ging es also um eine Einschätzung in Bezug auf den Erfolg kriminalpräventiver Verfahren und 

Regelungen. Laut Bundeskriminalamt (2018) soll Kriminalprävention vor Straftaten bewah-

ren und dabei Gefahren in vielfältiger Hinsicht abwehren. Sie soll also dem Schutz des Volkes 
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und damit der inneren Sicherheit dienen. Nach Definition des Bundesministeriums des In-

nern, für Bau und Heimat sei dies (2018b) als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu verstehen, 

wobei, neben politischen sowie Instanzen der Strafverfolgung, auch staatliche, nichtstaatl i-

che, mediale und ökonomische Organe gefragt sind.  

Die Defizite und Problematiken auf staatlicher, gesellschaftlicher, (sozial-)politischer und 

struktureller Ebene schätzt B1 als massiv ein. Diese seien mit verantwortlich für wachsende 

soziale Ungleichheiten und eine gesellschaftliche Entfremdung sowie damit zusammenhän-

gende Kriminalitätsrisiken und –belastungen. Es sei zu beobachten, dass sich die politischen 

Entscheidungsinstanzen und in der Konsequenz auch die Gegebenheiten innerhalb Deutsch-

lands zunehmend vom Volk, insbesondere den unteren Schichten, weg bewegen, was vor 

allem zu Lasten derer gehe, die auf Unterstützung angewiesen und daher von staatlichen 

Leistungen abhängig sind. Das gegenseitige Verständnis gehe verloren, was dazu führe, dass 

bei dem Spektrum angebotener Leistungen individuelle Faktoren und Lebenslagen unbe-

rücksichtigt bleiben. Aspekte wie eine wachsende Bürokratisierung, eine Pauschalisierung 

von Bedarfen sowie steigende Anforderungen und Einschränkungen bezüglich der Anerken-

nung von Leistungsbedarfen erschwere es den Menschen immer mehr, in angemessener 

Weise Zugang zu Unterstützung zu erhalten. Gefühle der Überforderung und Resignation 

seien die Folge. Der Staat nehme seit vielen Jahren die Existenz von Not und Bedürftigkeit in 

gewisser Weise in Kauf und gebe die Verantwortung hierfür an soziale Einrichtungen ab, was 

soziale Benachteiligungen in vielen Bereichen nach sich ziehe. So komme es zum Beispiel in 

anwachsender Zahl zu Erziehungsdefiziten, da es Eltern, aufgrund steigender Ansprüche des 

Arbeitsmarktes an Kriterien wie Arbeitsflexibilität oder einer lange nicht ausreichend vor-

handenen Unterstützung Alleinerziehender, an wertvoller Zeit für die Kindererziehung fehle. 

Anstatt auf die individuellen Umstände einzugehen, erhöhen staatliche Strukturen und Sys-

teme, wie das Justizsystem, die Erwartungen und Hürden an den Einzelnen und tendieren in 

ihren Urteilen und Strafzumessungen zu immer mehr Korrektheit und Strenge. Gleichzeitig 

erschweren bürokratische Barrieren die dringend erforderliche, netzwerkübergreifende Zu-

sammenarbeit behördlicher Einrichtungen. Als Grundursache für all jene Faktoren sei eine 

einseitige Orientierung des Landes an Wachstum und Konsumbefriedigung, wobei nicht alle 

Bevölkerungsmitglieder in gleichem Ausmaß am Wohlstand teilhaben können. 
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Es sei also unumgänglich, an diesen gesellschaftlichen, strukturellen, systemischen sowie 

(sozial-)politischen Rahmenbedingungen etwas zu verändern, um einer steigenden sozialen 

Ungleichheit und Kriminalität entgegenzutreten. Notwendige Veränderungen seien hierbei 

eine Entbürokratisierung und Entstandardisierung, eine Anpassung seitens des Staates an 

individuelle Gegebenheiten der Menschen unter Lockerung beziehungsweise Liberalisierung 

gesetzlicher Vorgaben. 

Derzeitige rückfallpräventive Maßnahmen in und um den Strafvollzug seien lückenhaft. B1 

betont, dass insbesondere schulische und berufliche Bildungsangebote die Chancen straffäl-

liger Menschen erheblich erhöhen und dadurch deren Rückfallrisiken senken können, wobei 

vor allem im Bereich des Übergangsmanagements dringendes Ausbaupotential bestehe. Als 

Beispiel nennt er, dass im Strafvollzug begonnene Ausbildungen nach Strafentlassung fortge-

führt werden können (A1: 28-39). 

Die von B1 angesprochenen Problematiken sind mit denen der Befragten B2 deckungsgleich. 

Auch sie stufe die, für Benachteiligte und Bedürftige zur Verfügung stehenden, Unterstüt-

zungen als nicht ausreichend ein. Soziale Ungleichheiten und Kriminalitätsrisiken entsprin-

gen ihrer Ansicht nach in bedeutender Weise (sozial-)staatlichen, systemischen, strukturel-

len und gesellschaftlichen Defiziten, wie einer ungleichen Behandlung benachteiligter und 

besser-gestellter Personengruppen zu Ungunsten Letzterer, ungleicher Bildungszugänge ba-

sierend auf der einseitigen Orientierung des Bildungssystems an Leistung und Fortschritt, 

gesellschaftlicher Stigmatisierungs- und Exklusionsprozessen und anderem. Auch sie spricht 

von einer wachsenden gesellschaftlichen Spaltung beziehungsweise Entfremdung der Politik 

vom Volk, was dazu führe, dass der Staat seine Verantwortlichkeit für soziale Missstände 

abgebe und vermehrt in die Hände privater Anbieter lege.  

Die Notwendigkeit einer Erweiterung beziehungsweise Intensivierung sowie bedarfsgerech-

teren Verteilung staatlicher Hilfen wird betont, um wachsenden Ungleichheiten in kriminal-

präventiver Weise entgegenzuwirken. Konkrete Ziele sind etwa eine gerechtere Verteilung 

von Einkommen und Wohlstand wie auch Bildungschancen, -Perspektiven und –Zugängen.  

Die Befragte erwähnt die Nützlichkeit rückfallpräventiver Maßnahmen und Programme in 

Abhängigkeit der individuellen Offenheit für derartige Angebote. Hierbei werde bereits viel 

getan, was jedoch durchaus ausbaufähig sei (A2: 24-33). 
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Den Erfahrungsberichten aus Interview 3 lässt sich entnehmen, dass durch B1 und B2 theo-

retisch beschriebene Sachverhalte mit dem individuellen Erleben der Befragten B3 auch 

praktisch übereinstimmen. Was beispielsweise den Bereich Arbeitslosigkeit anbelangt, be-

schreibt die Befragte die Hürden, eine Arbeitsstelle zu finden, als sehr hoch, was sie durch 

steigende Anforderungen seitens der Arbeitsmarktpolitik begründe, welchen sie, als Mutter 

von fünf Kindern und ohne ausgeprägte schulische und berufliche Qualifikation, nicht ge-

recht werden könne. Außerdem betrachte sie die Verteilung von staatlichen Unterstützun-

gen als ungerecht, da bestimmten Personengruppen, aus ihr unverständlichen Gründen, 

regelmäßig mehr zukomme als anderen. Das Leistungsspektrum sei darüber hinaus zu ge-

ringfügig und nicht auf die tatsächlichen Bedarfe abgestimmt. 

Zusammenfassung und Interpretation  

Eine Interpretation der gewonnenen Erkenntnisse kann zu der Annahme führen, dass der 

Staat und die Politik ihrer Verantwortlichkeit, im Sinne der Sozialstaatlichkeit, nicht hinrei-

chend gerecht werden. Private Initiativen sollen diese Mängel in vielfältiger Weise aufgrei-

fen, was jedoch nicht immer gelingt, da gesetzliche Vorgaben oder systemische und struktu-

relle Grundbedingungen zahlreiche Barrieren nach sich ziehen und die konkrete Unterstüt-

zungsarbeit als schwierig gestalten. Sozialen Ungleichheiten und Kriminalitätsrisiken kann 

demzufolge in Teilbereichen mitunter ein ‚wohlfahrtsstaatliches Versagen‘ Zugrunde gelegt 

werden. Insbesondere bezüglich rückfallpräventiver beziehungsweise allgemein kriminalprä-

ventiver Projekte ist ein Erweiterungspotential zu vermuten. Als Voraussetzung hierfür sind 

gesellschaftliche sowie (sozial-)politische Veränderungen unumgänglich, was auch ein Vor-

gehen gegen Stigmatisierungsprozesse gegenüber straffälligen Menschen beinhaltet. Es er-

scheint als grundlegend, einer gesellschaftlichen Entfremdung entgegenzuwirken, gerichtet 

auf mehr Verständnis für unterschiedliche Lebensumstände und einer zunehmenden Be-

rücksichtigung dieser in politischen Entscheidungen.  

 3.2.3g Fazit 

Die Interviewten B1 und B2 wurden zum Ende des Interviews noch nach einem persönlichen 

Ausblick in Bezug auf künftige Entwicklungen gefragt.  

B1 konnte hierbei kein positives Fazit ziehen. Eine alsbaldige Veränderung der beschriebe-

nen Umstände sei für ihn unwahrscheinlich. Allem Anschein nach sei für ihn eher von einer 
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weiterhin anwachsenden Kluft zwischen den Entscheidungsinstanzen und denjenigen, zu 

deren Lasten die Entscheidungen ausfallen, auszugehen. Die Vorstellung von mehr Barmher-

zigkeit und gegenseitigem Verständnis müsse vermehrt einer ‚sozialen Kälte‘ und ausnahms-

losen Rigorosität weichen. Die politische und gesellschaftliche Eingleisigkeit, ausgerichtet auf 

ein wirtschaftliches Wachstum, mache ein gesamtgesellschaftliches Umdenken erforderlich, 

was jedoch in naher Zukunft nicht zu erwarten sei (A1: 40-42). 

Auch B2 geht von einer, sich weiterhin zuspitzenden, derzeitigen (sozialen) Lage aus, wozu 

der Staat durch eigenes Verschulden und eigene Defizite in entscheidendem Ausmaß beitra-

ge. Die Befragte greift die Begriffsklärung der Bezeichnungen ‚Soziale Ungleichheit und Be-

nachteiligung‘ erneut auf, wonach jene als gesellschaftlich definierte und bedingte Konstruk-

te zu verstehen seien. Vor diesem Hintergrund und in Bezug auf die gesellschaftliche Position 

zu Thematiken wie Straffälligkeit spielen teils tief verankerte und über Jahrzehnte hinweg 

manifestierte Vorurteile eine Rolle, deren Bekämpfung Staat und Gesellschaft stetig aufs 

Neue vor eine große Herausforderung stellen. Eine zunehmende Annäherung gesellschaftli-

cher Gruppierungen sowie der Politik zum Volk sei unabdingbar.  

Die Unterstützung im Rahmen der Bewährungs- und Straffälligenhilfe beziehungsweise all-

gemein im sozialen Dienstleistungssektor müsse darauf abzielen, die Angehörigen unterer 

Schichten und benachteiligter Gruppen zu mehr Eigenverantwortlichkeit und Selbstbehaup-

tung zu verhelfen, um deren politisches Gehör und gesellschaftliche Stärke zu verbessern 

(A2: 33-35). 

3.2.4 Resümee und Fazit 

Ein Fazit in Bezug auf die zu untersuchende Problematik ist schwer zu ziehen, da nicht ein-

deutig absehbar ist, wie sich die Lage in der Zukunft entwickeln wird. Schlussfolgerungen 

beruhen demnach vorwiegend auf Vermutungen und fachlichen Einschätzungen.  

Nach dieser thematischen Auseinandersetzung kann jedoch immerhin folgendes Resümee 

gezogen werden: Alle drei Befragten gehen von einem direkten beziehungsweise indirekten 

Zusammenhang zwischen sozialer Ungleichheiten und der Kriminalitätsbelastung eines Lan-

des aus beziehungsweise beschreiben dies als für sich selbst wahrnehmbar. Diese Erkennt-

nisse konnten – mit gewissen Einschränkungen – auch in der Auseinandersetzung mit der 

themenrelevanten Literatur herausgefiltert werden. Demzufolge ist anzunehmen, dass sich 

eine wachsende soziale Ungleichheit, wie sie seit vielen Jahren vermehrt in Erscheinung tritt, 
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auch auf die Kriminalitätssituation auswirken kann, was sich insofern schon dadurch zeigt, 

dass sich der Strafvollzug und die Gruppe Straffälliger generell vorwiegend aus der Unter-

schicht zusammensetzen.  

In diesem Kontext ist jedoch hervorzuheben, dass eine soziale Benachteiligung als Gegeben-

heit nicht automatisch strafbare Handlungen nach sich zieht, da zahlreiche zusätzliche Fakto-

ren hierbei eine Rolle spielen, zum Beispiel individuelle Kriterien wie die Eigenmotivation. 

Außerdem erscheint es als selbsterklärend, dass kriminelle Handlungen nicht auf die Existenz 

spezifischer Grundmerkmale oder abweichender Grundbedürfnisse zurückzuführen sind, 

welche sich vermeintlich in der Gruppe sozial benachteiligter Menschen niederschlagen und 

deren Vorstellungen von Moral, Recht und Ordnung in einer anderen Weise ausgestalten als 

dies bei sozial nicht benachteiligten Menschen der Fall ist. Um es in den Worten Mertons 

(1995: 128) zu sagen: >>Falls wir soziale Gruppen lokalisieren können, die einem solchen 

Druck in besonderem Maße ausgesetzt sind, wäre zu erwarten, daß wir in diesen Gruppen 

auch ziemlich hohe Devianzraten finden, und zwar nicht, weil die Menschen, die diese Grup-

pe bilden, eine spezifische Triebstruktur aufweisen, sondern weil sie auf die soziale Lage, in 

der sie sich befinden, normal reagieren<<. Wie Mehlkop und Becker (2004: 112ff.) erläuter-

ten, ist die Entscheidung für oder gegen eine Straftat abhängig von den Handlungsoptionen, 

die einer Person zur Erreichung bestimmter Ziele zur Verfügung stehen. Die verschiedenen 

sozialen Ausgangslagen, mit den jeweils vorherrschenden ungleichen Ressourcenausstattun-

gen, Chancen und Perspektiven, eröffnen den Menschen in unterschiedlichem Ausmaß 

Handlungsmöglichkeiten, was annehmen lässt, dass sich nicht für alle Menschen in ver-

gleichbarer Weise ein Anreiz bietet, mittels Straffälligkeit die eigenen Vorhaben oder Anlie-

gen zu verwirklichen. Zusammenfassend kann man sagen, dass soziale Ungleichheiten nicht 

zwangsläufig Straffälligkeiten nach sich ziehen, sich allerdings dennoch gewisse Risiken, Nei-

gungen, Anreize oder Motive hieraus ergeben können, welche jedoch nicht in, den Unter-

schichten häufig unterstellten, spezifischen ‚Eigenschafts- oder Bedürfnisstrukturen‘ bezie-

hungsweise Verhaltensmustern zu suchen sind, sondern in den sozialstrukturellen Voraus-

setzungen, die die jeweiligen Personen(-gruppen) aufweisen.  

Die Erwartung liegt also nahe, dass eine (gesellschafts-)politische Konzentration auf soziale 

Ungleichheiten, zum Beispiel in den Bereichen Einkommen und Bildung, mit dem Ziel, diese 

zu beseitigen und eine gesellschaftliche Annäherung voranzutreiben, sich in positiver Weise 
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auf Kriminalitätsrisiken auswirken kann. Dies setzt auch eine Aufarbeitung staatlicher Defizi-

te und problematischer Strukturen voraus. In welchem Ausmaß auf diesem Weg tatsächlich 

Kriminalität vorgebeugt beziehungsweise bekämpft werden kann, kann nicht genau festg e-

stellt werden. Ein Mitgrund ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass die Kriminali-

tätswirklichkeit, wie unter 2.2.2 erklärt, nicht absolut erfasst werden kann und daher auch 

keine hundertprozentigen Angaben über diesbezügliche Veränderungen gegeben werden 

können. 

Allgemein betrachtet lässt sich allerdings sagen, dass Kriminal- und Rückfallprävention nur 

unter der Voraussetzung erfolgen kann, dass die Chancen und Perspektiven straffälliger 

Menschen sich in einer für sie günstigen Weise ausgestalten. Das meint, dass für die Wie-

dereingliederung in gesellschaftliche Bereiche Zugänge geschaffen werden müssen. Am Bei-

spiel des Arbeitsmarktes heißt das, dass Betroffene die Möglichkeit erhalten, sich grundle-

gende und für das Arbeitsleben erforderliche Kompetenzen anzueignen oder Bestehende 

auszubauen, zum Beispiel in Form von spezifischen Bildungsmaßnahmen; Dass Qualifikatio-

nen erworben oder verbessert werden können, beispielsweise durch angemessene Ausbil-

dungs- und Jobangebote in und um den Strafvollzug; Dass Defizite bearbeitet werden kön-

nen, etwa durch geeignete Unterstützung bei individuellen Schwierigkeiten und Unsicherhei-

ten. Durch die Interviews wurde deutlich, dass all dies bereits in gewissem Ausmaß passiert, 

allerdings ausbaufähig ist und bislang insbesondere durch private Initiativen und Einrichtun-

gen getragen wird, während in staatlicher Hinsicht noch Mängel bestehen. Ob vor diesem 

Hintergrund von einem ‚staatlichen Versagen‘ die Rede sein kann, kann und soll im Rahmen 

dieser Arbeit nicht geklärt werden. Allerdings erscheint die Anmerkung als durchaus berech-

tigt, dass der Staat und die Politik ihr Augenmerk vermehrt auf soziale Lebenslagen bezie-

hungsweise –Umstände und daraus resultierende Bedarfe richten müssen, um sozialen Un-

gleichheiten vorzubeugen und für mehr Chancengerechtigkeit zu sorgen. Chancengerechtig-

keit umfasst dabei zum Beispiel den Bereich Bildung, sodass alle Bevölkerungsschichten in 

gleichem Ausmaß Zugang zu guter und qualifizierender Bildung erhalten oder den Bereich 

Wohlstand, sodass durch gesetzliche Bestimmungen und Reglementierungen die Teilhabe an 

Wohlstand gerechter verteilt wird. Die Schaffung von Chancengleichheit setzt hierbei in be-

sonderem Maße ein präventives Vorgehen voraus, damit den Ursachen von Ungleichheit 

und Benachteiligung, also von Armut, Bildungsdefiziten und anderem, bereits vor deren Ent-
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stehung entgegengetreten wird. Eine Sozialpolitik, wie sie in Deutschland derzeit betrieben 

wird, scheint diesem Vorhaben nicht in geeigneter Weise gerecht zu werden, da diese vor-

wiegend in reaktiver Weise auf soziale Missstände eingeht, zum Beispiel in Form von Sozial-

leistungen, welche zwar einer vorübergehenden Überwindung oder Kompensation entspre-

chender Missstände dient, allerdings nicht die tatsächlichen Ursachen hiervon bekämpfen 

kann (Hauser 2010: 49f.). Problematisch ist hierbei insbesondere die, durch die Befragten im 

Rahmen der Interviews beschriebene, Entwicklung einer zunehmenden Entfremdung und 

Distanzierung von Bevölkerungsgruppen untereinander sowie von politischen Entschei-

dungsinstanzen und dem Volk, hierbei besonders die Unterschicht betreffend, was ein, drin-

gend erforderliches, gegenseitiges Verständnis schwinden lässt. Verständnis meint in diesem 

Zusammenhang auch, dass die individuellen Anforderungen und Kompetenzen Berücksichti-

gung finden. Ungleiche (Start-)Chancen führen zu Ungleichheiten bezüglich dessen, was 

Menschen leisten können und wo sie an ihre Grenzen stoßen. Die Tendenz der Politik, wie 

durch die Befragten erläutert, zu einer wachsenden Bürokratisierung und Pauschalisierung, 

wird diesen Ungleichheiten nicht gerecht. So basiert beispielsweise die Prüfung eventueller 

Leistungsbedarfe auf pauschalen Vorgaben, wonach allen Berechtigten einer spezifischen 

Leistung erst einmal das Selbe unter denselben Voraussetzungen zusteht. Versäumnisse, wie 

Unpünktlichkeit bei der Einreichung von Unterlagen, werden dabei streng gehandhabt und 

mit Sanktionen belegt. Unberücksichtigt bleibt hierbei, dass nicht alle Personen in gleichem 

Ausmaß leisten können, was den Erwartungen entspricht, individuelle Schwierigkeiten und 

Defizite finden keinerlei Anerkennung. Dies trifft auch auf den Arbeitsmarkt zu. Die Anforde-

rungen auf dem Arbeitsmarkt steigen nachweislich, zum Beispiel bezüglich der Arbeitsflexibi-

lität, wobei all diejenigen ‚auf der Strecke‘ bleiben, die dem nicht gerecht werden können, 

da sie etwa aufgrund persönlicher Lebenslagen und –umstände oder eigener Schwierigkei-

ten und Probleme diesbezüglich blockiert sind. Die Ansprüche werden von Betroffenen nicht 

selten als sehr hoch erlebt, wie auch bei der Befragten B3 der Fall, und führen in der Folge zu 

Überforderung und Frustration sowie zu einer Grundhaltung der Resignation, da sich die 

Einstellung manifestiert, an der als ausweglos erscheinenden Situation nichts verändern zu 

können. Diese ‚Lethargie‘ wird in der Folge erneut ‚bestraft‘, zum Beispiel in Form von Sank-

tionen, Arbeitslosigkeit, finanziellen Notlagen und anderem und verschärft die missliche La-

ge, in der Betroffene sich befinden. All dies sei sowohl bei benachteiligten Menschen gene-
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rell als auch insbesondere bei straffälligen Personen zu beobachten, wie die Befragten B1 

und B2 herausgestellt haben.  

Um den Kreislauf von Straffälligkeit und sozialer Benachteiligung zu durchbrechen, könnten 

zudem verstärkte Anstrengungen dahingehend zielführend sein, die Einschränkungen, wel-

che sich aus den Folgen der Kriminalität ergeben, abzumildern, zum Beispiel durch ein ge-

eignetes Übergangsmanagement etwa von einer Arbeitsstelle in Haft auf einen Arbeitsplatz 

außerhalb der JVA oder alternativer entsprechender Berufsmaßnahmen. Darüber hinaus 

können beispielsweise vermehrt Maßnahmen gegen eine gesellschaftliche Stigmatisierung, 

Vorverurteilung und Exklusion von straffälligen Menschen ergriffen werden. Dies meint 

nicht, dass Gesetzeswidrigkeit verharmlost oder nicht in angemessener Weise bestraft wer-

den soll, sondern, dass Straffällige, nach Verbüßung ihrer Strafen, mehr Chancen erhalten, 

sich ein verändertes, geregeltes und gesellschaftsfähiges Leben aufzubauen, insoweit diese 

den Willen hierzu aufweisen.  
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4. Abbildungen 
 

Abbildung 1: 

 

(Institut für Demoskopie Allensbach 2016; Hg. v. Statista) 
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Abbildung 2: 

 

(Statistisches Bundesamt o.J.a; Hg. v. Statista) 
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Abbildung 3: 

  

(Statistisches Bundesamt o.J.b; Hg. v. Statista) 
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